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Entſchädigung und Entwaffnung.
Frankreich ſür Feſtſetzung der Geſamtentſchädigung-

„Daily Mail beſtätigt, daß Frankreich ſeine

gelehnten Vorſchlag, eine Ge ſamtſumme der deutſchen
Entſchädigung feſtzuſetzen, beſtehe allerdings da-
rauf, daß England und die anderen Alliierten ſich für Feſt
legung genau umſchriebener JZwangsmaßnahmen im
Falle der Nichtbezahlung erklären. Allerdings beſtehe daneben
auch die Anſicht fort, man müſſe nur für eine begrenzte
Anzahl von Jahren die Entſchädigungszahlungen feſt
ſetzen, da Deutſchland in fünf Jahren ſtärker ſein werde als
wie jetzt.

Deutſche Vorſchläge
zur Entwaffnungs-Frage.

Wie unſer Berliner Vertreter erfährt, hat die deutſche Re
gierung in ihrer neuen Note Vorſchläge in der Entwaff-

einer beſtimmten Friſt durchzuführen. Jn Krei-
ſen der Regierung glaubt man, daß die neue deutſche Note
ganz erheblich zur Entſpannung der Lage beitragen wird.

Der oſtpreußiſche Selbſtſchutz bleibt beſtehen
Wie der diplomatiſche Korreſpondent des „Daily Tel

er ſchreibt, beſteht noch eine Meinungsverſchie-
e n

die Aufrechterhaltung der
wehren in Oſtpreußen zugeſtehen könnte angeſichts der
angeblichen bolſchewiſtiſchen Gefahr an der Grenze. Aber Lon
don, Paris und Rom neigen der Anſicht zu, daß die Aufrecht-
erhaltung einer graoßen und offenbar reaktisnären Streit-
macht in Bayern nicht erwogen werden darf in Anbetrach
der Tatſache, daß ſie als eine Gefährdung des Donaureiches
angeſehen werden kann.

Herabminderung der Beſatzungskoſten
Wie unſer Berliner Vertreter hört, ſteht in Ausſicht, daß

vet den Verhandlungen der Brüſſeler Sachverſtändigen-
konferenz von engliſcher Seite eine weſentliche Herab
h der Beſatzung skoſten bei allen Alliierten in

chlag gebracht wird, unter der Vorausſetzung, daß in
erſter Linie Amerika die Koſten für die amerikaniſchen

atzungstruppen herabſetzt, die trotz ihrer kleinen Anzahl
wegen des hohen Valutaſtandes des Dollars die größten Un
koſten verurſachen.

Jtalieniſche Kriegsdrohung
gegen die Habsburger.

In einem als offiziös angeſehenen Artikel des „Corr.
o. Sera“ über die Habsburgerfrage wird die Haltung
der Franzoſen als eigenartiger Flirt mit den Habsburger
Magyaren bezeichnet. Man dürfe aber nicht außer acht laſſen,

daß die Berufung eines Habsburgers auf den ungari-
ſchen Thron eine Heragausforderung wäre und für
Ftalien, für Jugoſlawien und die Tſchechoſlo
wakei ſchlicht und einfach herausgeſagt den Krieg be
denten würde. Die Schuld am Weltkriege falle zum größten
Teil auf die Habsburger. Sie dürften deshalb nicht wieder

(Kreisblatt)
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Donnerstag, den 13. Januar 1921

Einſchränkung des Perſonenverkehrs

Die Folgen des Spaa-Abkommens.
Berlin, 12. Jan. Seit Beginn der Ausführung des

Spaa Abkommens konnte der Eiſenbahnverwaltung
nicht mehr die dem täglichen Verbrauch entſprechende Kohlen
menge zugeſtellt werden, vor allem nicht die für die wirtſchaft
liche Lokomotivfeuerung notwendigen Kohlenſorten, da ge
rade ſie von der Entente verlangt werden. Die Kohlen
vorräte der Reichseiſenbahnen ſind infolgedeſſen ſtändig,
in letzter Zeit beſonders ſtark, zurückgegangen, zurzeit
ſind faſt überall nur noch Vorräte für weniger als zehn Tage
vorhanden. Damit nähert ſich die Lage dem Gefahrpunkt,
daß der Betrieb aus Mangel an Dienſtkohlen nicht mehr in
vollem Umfange durchgeführt werden kann. Die Möglichkeit,

daß der Perſonenverkehr eingeſchränkt werden
muß, um den notwendigen Güterverkehr ſicherzuſtellen, iſt
nicht ausgeſchloſſen.
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Frankreich ſchwimmt in Kohlen!
Jm Hinblick auf obige Meldung und auf die gemeldeten

Mehrforderungen Frankreichs muß es im deutſchen Volke
Erbitterung erwecken, wenn ein Beamter des franzö

ſiſ Kohlenbureaus dem Pariſer Korreſpondenten der
„Aſſoc. Preß“ erklärt, Frankreich ſchwimme ſchon jetzt in
Kohlen. Es ſeien ca. 12 bis 15 Millionen Tonnen
Kohle in Reſerve. Die Eiſenbahnen ſeien mit Kohlen
angefüllt, die Ankäufe hätten beinahe aufgehört. Jn Amerika
wurden nur noch einige Ankäufe zu 14—15 Dollar (150 Frank
ausſchl. Fracht) die Tonne gemacht, die engliſchen Kohlen
preiſe ſeien auf 70 Schilling (215 Frank) geſunken, während
die franzöſiſche Regierung eine Preisminderung auf 70 75
Frank angekündigt habe (die ſich auf die deutſchen Kohlen und
vielleicht auf die eigene Erzeugung bezichen dürfte).

Auch das „Journal des Debats“ gibt nach Erkundigun-
gen an zuſtändiger Stelle zu, daß bei der Mehrzahl der fran
zöſiſchen Gruben zurzeit ſo große Kohlenvorräte auf
un ſind, daß eine Stockung des Betriebes
e

Das Miniſterium Le gues geſtürzt.

aris, 12. Jan. Jn der heutigen Kammerſitzung lehnte
Miniſterpräſident Leyques die ſofortige Beantwortung
der auf der Tagesordnung ſtehenden 3 Interpellationen über
die allgemeine Politik der Regierung, die Ab-
rüſtung Deutſchlands und die Finanzpolitik
der Regierung ab und verlangte ihre Vertagung. Er
müſſe wiſſen, daß er zu der Pariſer Konferenz am
19. Januar mit der notwendigen Autorität gehen könne und
ob Ereigniſſe eingetreten ſeien, die der Regierung das Ver
trauen des Parlaments entzögen. Der Führer der „Entente
Republicaine Democratique“, Bonnevay, erklärte, man
wolle an dem Patriotismus und dem guten Willen von Ley-
ques nicht zweifeln, brauche aber eine ſtarke und klar-
ſehende Regierung. Man fordere unbedingtes Vertrauen,
welches der Regierung nicht bewilligt werden könnte. Die
Vertagung wurde hierauf mit 463 gegen 125 Stim-
men abgelehnt. Das Kabinett trat darauf zurück.

auferftehen. Man müſſe ſichs mit dieſer Drohung genügen und
es nicht darauf ankommen laſſen, daß ſie verwirklicht werde.
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Eine nene iriſche Verſchwörung.

Attentat auf das Londoner Parlament
London, 12. Jan. Die Polizei hat eine weitere Verſchwörung aufgedeckt. Die Sinnfeiner planen, während der

nächſten Sitzung das Parlamentsgebäude in die
Luft zu ſprengen, und zwar ſowohl das der Lords, als
auch das Unterhaus, ebenſo die Regierungsgebäude. Es
waren dafür Bomben ganz neuer Konſtruktion vorgeſehen mit
hoher Exploſivgewalt.

Laut Daily Telegr.“ wurde der Sinnfeiner Murphey
um Tode verurteilt, weil er am 18. Oktober an einem
ngriff teilgenommen hat, in deſſen Verlauf ein Soldat ge

tötet und mehrere verwundet wurden.
Alliier.te Gegenſätze in der griechiſchen Frage.

Die römiſche „Tribuna“ ſchreibt. England widerſetze
ſich der Reviſion des Vertrages von Sevres, Frankreich
wünſche dieſe Reviſion. England habe ſich Konſtantins Rück
kehr nicht widerſetzt. Frankreich weiſt Konſtantin noch immer
zurück. Jtalien iſt einer Reviſion des Vertrages genegt.

rTageblatt
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Der neue Kurs in Amerika,
Die Abſage der Regierung der Vereinigten Staaten von

Nordamerika an die, europäiſche Entente iſt nunmehr durch
den Austritt Amerikas aus dem Oberſten Rat klar und deut
ich ausgeſprochen. Ein ſchärferer Trennungsſtrich zwiſchen

dem neuen republikaniſchen Kurs in den Vereinigten Stag
ten und der Politik Wilſons konnte nicht gezogen werden.
Wilſon und ſeine Freunde haben bis zum letzten Augenblick
an dem Ziel feſtgehalten, den Friedensvertrag von Verſailles

wenn auch mit Ausnahme der Völkerbundsbeſtimmungen
in Amerika zur Anerkennung zu bringen, aber jetzt hat ſich

ie Politik Hardings mit aller Kraft zur Durchſetzung ge
rach,t und es iſt nur eine Frage von wenigen Monaten, wann

der letzte Reſt des Einfluſſes Wilſons und ſeiner Freunds
von der amerikaniſchen Politik entfernt ſein wird. Obwohl
man in Europa ſchon längſt eine gänzliche Abſonderung der
Vereinigten Staaten von den europäiſchen Angelegenheit er-
wartet hatte, iſt man doch verblüfft darüber, mit welch promp
ter Konſequenz die republikaniſche Politik zur Durchführung
gelangt. Wilſon und ſeine Freunde ſind nunmehr in Ameri
ka ſowohl wie auch in Europa gänzlich erledigt. Mit den
tünſtlichſten Mitteln hatte Wilſon auch jetzt noch verſucht, ſei
nen Einfluß geltend zu machen. Aber der neue Schritt der
amerikaniſchen Regierung dürfte für ihn keinen anderen Aus
weg laſſen, als nunmehr endgültig vom Schauplatz abzutre
ten und ſich von der Führung der politiſchen Geſchäfte zurück
zuziehen. Nach ſehr zuverläſſigen Mitteilungen amerikani-
ſcher Blätter dürfte der Abgang Wilſons unmittelbar bevor
ſtehen. Mit dem republikaniſchen Kurs wird aber auch gleich
zeitig eine neue Phaſe der weltpolitiſchen Entwicklung ein-
geleitet, und es iſt von großem Jntereſſe, mit welcher Vor
ausſicht man ſich in England und Frankreich auf die kommen
den Tatſachen vorbereitet hat.

Die franzöſiſche Negierung hatte kürzlich an Amerika die
Anfrage geſtellt, wie es ſich zu der Frage der Beſetzung des
Ruhrgebiets oder anderer Strafmaßnahmen gegen Deutſch
land ſtellen würde. Amerika hat nicht etwa eine gänzliche
Unintereſſiertheit an dieſer Frage an den Tag gelegt, ſon
dern es hat der franzöſiſchen Regierung eine unzweideutige
Mitteilung zugehen laſſen, in der ausgeſprochen wird, daß
ein derartiges Vorgehen der franzöſiſchen Regierung in Ame-
rika für inopportun gehalten würde. Die franzöſiſche Re
gerung, die ofſenbar eine ſolche Antwort erwartet hatte, war
ſich in dem Augenblick, als ſie die Anfrage ſtellte, klar darü
ber, daß es bei dem bevorſtehenden Rücktritt Amerikas aus
dem Oberſten Rat notwendiger denn je zuvor ſei, die ameri-
kaniſche Regierung um ihre Meinung in Bezug auf die Löſung
der europäiſchen Angelegenheiten zu befragen. Engläund hat
ſeinerſeits ſchon ſeit Monaten ſeine Politik darauf eingeſtellt,
Amerika als Kontrolleur der europäiſchen Politik zu betrach-
ten. Nicht etwa darum, weil es Amerika darauf ankommen
könnte, ſich ſelbſt in die europäiſchen politiſchen Angelegen-
heiten einzumiſchen, ſondern in erſter Linie deswegen, weil
der Einfluß Amerikas auf die außereuropäiſche weltvpolitiſche
Entwicklung in der nächſten Zukunft ſehr hoch eingeſchätzt
werden muß. Die Löſung des Orientproblems hat der eng
liſchen Politik ſehr viel Kopfzerbrechen verurſacht, nicht nur
deswegen, weil die orientaliſchen Völker ſich gegen die eng-
liſche Herrſchaft aufzulehnen beginnen, ſondern in erſter Le
ie aus dem Grunde, weil die amerikaniſche Politik ſich un

zweideuntig gegen die engliſchen Weltintereſſen ausgeſprochen
hat. Die engliſche Diplomatie hat nunmehr einen vorzüg-
lichen Schachzug gemacht, indem ſie die Streitfrage um die
Weltherrſchaft auf dem Petroleummarkt vollkommen igno-
rierte und ſie hinüberſpielte nach Oſtaſien und dem ſtillen
Ozean, wo Amerika ſelbſt ſich gefährdet ſieht. Die amerika-
niſche Flotte hat bekanntlich ihre Hauptaufmerkſamkeit nach
dem ſtillen Ozean gelenkt, um die ſtrategiſchen Bewegungen
Japans beobachten zu können. England iſt ſofort auf dieſe
Wendung eingegangen und hat ſeine Flotte aus den Gewäſ
ſern des ſtillen Ozeans zum weitaus größten Teil zurück
gezogen, um dieſes Gebiet den Amerikanern vollkommen zu
überlaſſen. Dagegen iſt die engliſche Flotte in die Gewäſſer
Jndiens und vor allen Dingen in Europa konzentriert wor
den mit dem Anſchein, als handele es ſich für England da
rum, gegen das Ueberhandnehmen der revolutionären Be
wegung im Orient Maßnahmen zu ergreifen. Jn Wirklich
keit aber wollte England demonſtrativ zum Ausdruck brin-
gen, daß es den Amerikanern auf dem Stillen Ozean volle
Handlungsfreiheit läßt. Die Beziehungen zwiſchen England
und Nordamerika haben ſich ſogar unter dem Eindruck dieſer
politiſchen Strategie Englands in den letzten zwei Monaten
weſentlich gebeſſert. Die bevorſtehende Flottenkonvention
zwiſchen Kanada und Nordamerika iſt der erſte Schritt zu
einer engliſch- amerikaniſchen Verſtändigung, und ganz beſon



ders ſind es die neuerlichen Verhandlungen zwiſchen Eng
Jand und den Vereinigten Staaten über die Frage der Be
herrſchung der Meere, die den Abſchluß eines Kompromiſſes
vorbereiten. Amerika ſcheint ſich davon überzeugt zu haben,
daß England auch gewillt iſt, in bezug auf den Völkerbund
die Wünſche und Intereſſen der amerikaniſchen Staaten zu
berückſichtigen und keine endgültigen Abmachungen zu treffen,
die geeignet ſein würden, die Handlungsfreiheit der ameri
kaniſchen Politik einzuſchränken. Man muß ſich wundern,
mit welcher Geſchicklichkeit, vor allem mit welcher Zurückhal
tung England die Dinge bei der Genfer Völkerbundverſamm-
lung treiben ließ, wie ſie gehen wollten, und es wird den
Engländern in Amerika ganz beſonders hoch angerechnet, daß
ſie in bezug auf die Blockadefrage, die als eine Waffe für die
Durchſetzung der Jdee des Völkerbunds gedacht war, nicht
allzu ſcharfmacheriſch vorgegangen ſind. Die Verſtändigung
zwiſchen England und Amerika iſt im Wachſen begriffen, und
es wäre daher vollkommen falſch, wenn man in Deutſchland
annehmen würde, der Austritt Amerikas würde ſich gegen
England oder Frankreich wenden oder gar die Stellung
Deutſchlands in der internationalen Politik in hervorragen
dem Maße beſſern. Europa ſteht unter dem Eindruck dieſer
Ereigniſſe nunmehr auf einem etwas gefeſtigteren Stand-
punkt, denn die Klärung iſt jetzt ſelbſt von Amerika herbei
geführt worden, und es iſt zumindeſt ſehr fraglich, ob die
amerikaniſche Politik jemals darauf gerichtet ſein würde, den
Einfluß der Alliierten in Europa herabzumindern. Jeglicher
Optimismus auf unſerer Seite iſt gänzlich unberechtigt.

Anarchiſtiſche Unruhen in Argentinien-
Bwenos Aires, 12. Jan. Jn Argentinien brachen

gefährliche Unruhen aus. Bewaffnete Banden überfallen
die Farmen und greifen Militärpoſten an. Zum Schu t
der Banken von Santa Cruz entſandte die Regierung
Militär Der belgiſche Konſul verlangte Maßnahmen zum
Schutz der Ausländer. Ein engliſches Kriegsſchiff
ning nach Santa Cruz ab. Der Grund der Unruhen ſind
anarchiſtiſche Umtriebe in der Kriſe der Baumwoll
induſtrie.

Die Wirtſchaftskriſe in Holland.
Aus Holland kamen Berichte über zahlreiche Arbeiter

entlaſſungen an, u. a. auch bei der Kakaofabrik van
Houten K Co. infolge der ernſten Wirtſchaftskriſe. Am Sonn
abend und Sonntag 'beriet das holländiſche nationale Arbeiter
ſekretarigt mit den verſchiedenen Arbeiterverbänden und Föde-
rationen über die Kriſe, die große Arheitsloſigkeit und die von
der Regierung beabſichtigten Maßnahmen zur Linde-
rung der Arbeitsloſigkeit, die mit Entrüſtung als ungenü-
gend zurückgewieſen wurden.

Die Kluft zwiſchen Reich und Preußen.
Ein Rededuell Braun Koch.,

Jm Hauptausſchuß des r i nahmgeſtern der pr. Miniſterpräſident Braun das Wort zur
Siedlungsfrage. Er betonte, von ſeiner Seite alles
getan zu haben, um die Sache zu fördern. Leider ſeien ihm
inſolge der finanziellen Notlage, und weil den Ländern durch
die neue Steuergeſetzgebung ein Hauptteil der Steuerquellen
entzogen ſei, ſtets die immer wieder erneuten Geſuche um geld-
liche Unterſtützung für die Siedlungstätigkeit von den ein
fchlägigen Finanzſtellen abgelehnt worden. Reichsminiſter
Koch entgegnete, das Siedlungsweſen in Preußen gehöre
nicht zum Etat ſeines Miniſteriums, ebenſowenig das Sied-
kungsweſen im Reich. Er habe die Angelegenheit hier nicht
zur Sprache gebracht, fondern nur auf den unabhängigen Vor-
wurf geantwortet, der Miniſter hat jalſche Nachrichten über
die Siedlungsfrage verbreitet und dabei erklärt, es ſei ſein
gutes Recht als Abgeordneter, ſich ſo zu äußern, wie er es ge
tan habe. Er, Koch, habe über die Auſgaben des Siedlungs-
weſens eine ganz andere wirtſchafts politiſche
Anſchauung, als der preußiſche Miniſterpräſident und
könne nicht zufrieden ſein mit dem, was Braun vom
marxiſtiſchen Standpunkt aus tue. Die Steuer-
reform ſei mit Zuſtimmung der preußiſchen Regierung und der
Partei Brauns erfolgt. Es ſei aber nicht feſtgelegt. daß wegen
der Steuerreform die Siedlungsausgaben ohne weiteres auf
das Reich überzugehen hätten. So einfach, wie der preußiſche
Miniſterpräſident, könne man ſich die Sache nicht vorſtellen,
daß dem Reich die Notenpreſſe zur Verfügung ſtehe und
deshalb nun alles gemacht werden könne, was die Einzelſtaa-
ten nicht leiſten könnten.

Abg. Mumm (Dn.): Es handelt ſich einmal darum, ob
Sie Siedlung vom pr. Landwirtſchaftsminiſter genügend ge
fördert oder ſabotier t werde. Er halte letztere Auf
faſſung aufrecht, aber das trete weit zurück gegenüber dem
ſchreienden Widerſpruch, der ſich hier wieder einmal
rn Reichs regierung und dem preu ß. Miniſterpräſi-

iten auftue.
Miniſterpräſident Braun nimmt ſeine Beamten gegen

den Vorwurf in Schutz, ſie ſabotierten das Siedlungsgeſetz.
Wenn er als pr. Miniſter ſagte, die Reichsſtellen täten in die

Frage nicht das, was ſie tun könnten, ſo befinde er ſich nur
Abwehr. Zu der Art jedoch, wie jetzt einzelne Reichs-

reſfforts unterirdiſch gegen die preußiſche Regle-
rung arbeiteten, müſſe er jedoch offen erklären, daß dieſe
eng de einem Zuſammenwirken der beiden Behörden nicht

ne.
Nach einer Erwiderung des Miniſters Koch wendet ſich

der Ausſchuß der Beſprechung des Etats des Reichsminiſte
riums des Jnnern zu.

Giesberts über den Ernſt der inneren Lage.
Auf dem rheiniſchen Zentrumsparteitag in Köln ſagte

Reichspoſtminiſter Giesberts u. a.:
„Jn den zwei Jahren, die ich in der Reichsregierung

kätig bin, habe ich mir ſtets einen geſunden Optimismus be
wahrt. Aber er hat in der letzten Zeit einen Rückſchlag er
kahren. Noch nie war die deutſche Zukunft ſo
ernſt und dunkel wie jeht, da wir keine ſtarke wirt-
chaftliche und politiſche Staatsautorität haben wegen der

und Unentſchloſſenheit der politiſchen Partei

Die neue Aktion der Eiſenbahner.
Die Vorſtände der vier großen Eiſenbahnerverbände ſind

nach Einzelbeſprechungen der Organifaion geſtern Nachmittag
S einer gemeinſamen Sitzung zuſammengetreten, um weitere
Schritie zu beraten, Hierauf wird mit dem Deutſchen Be
antenbund verhandelt, in welcher Form von neuem an die

herangetreten werden ſoll. 8

Mißglückte Aufſtandsbewegung im Induſtriegebiet

Die Beraurungen der dieichsgewertſchaft deurſcher Efſen-
bahnbeamten ſind bis geſtern Abend noch nicht zum Abſchluß
gekom S Der Allgemeine Eiſenbahnerver-
b and, der vorwiegend Eiſenbahnhandwerker und Staats
arbeiter vereinigt, nahm keine eigene Entſchließung an, ſon
dern folgt der des Deutſchen Eiſenbahnerverbandes,

Jn Regierungskreiſen hofft man noch immer, einen all
gemeinen Eiſenbahnerſtreik verhindern zu können. Sicherem
Vernehmen nach iſt es gänzlich aus geſchloſſen, daß ſich
bei den kommenden Abſtimmungen eine zwei ttelmehrheit

den Streik finden wird. Allerdings ſteht zu befürchten,
aß in einzelnen radikalen Diſtrikten Teilſtreiks vorgenommen

werden. Die Regierung erinnert daran, daß die Verordnung
des Reichspräſidenten gegen wilde Streiks und zum Schutze
der lebenswichtigen Betriebe immer noch in Kraft iſt und vor
vorkommenden Streikaktionen e gewarnt werden muß.

Die Lohnbewegung
im mittelde tſchen Bergbanu.

Die Verhandlungen nach Berlin verlegt.

Die geſtrigen Verhandlungen in Halle unter dem Vor
ſitz eines Vertreters des Reichsarbeitsminiſteriums führte
dazu, daß eine paritätiſch zuſammengeſetzte zwölfgliedrige
Kommiſſion unverzüglich im Reichswirtſchaftsminiſterium
über die Möglichkeit einer Kohlenpreiserhöhung verhandeln
voll. Für den Fall einer Kohlenpreiserhöhung ſoll anſchlie-

d über eine evtl. Lohnerhöhung verhandelt werden.

Duisburg, 12. Jan. Die von den Syndikaliſten und
Komznuniſten geplanten großen Streikbewegungen im rhei-
niſch weſtfäliſchen Induſtriegebiet ſind vollſtändig miß-
lungen. Die Betriebsratsver ſammlung aus Rheinland
und Weſtfalen, die geſtern in Eſſen ſtattfand, kam wegen ihrer
unklaren und unſicheren Haltung zu keinem Ergebnis. Die
Betriebsratskonferenz des Thyſſenkonzerns lehnte die Stille-
gung ſämtlicher Thyſſenwerke mit 36 gegen 21 Stimmen ab,
ebenſo die Vertrauensmänner ſämtlicher Gewerkſchaften der

amborner Werke den Eintritt in den Sympathieſtreik. Die
amborner Bergleute haben die Arbeit wieder aufgenommen.

Ein aufſehenerregender Fall von Fabrikſpionage
in der weſtdeutſchen Großinduſtrie wurde von der Eſſener
Strafkammer verhandelt. Der Ingenieur Schneider von
der Dortmunder Union, der früher bei der FirmaKrupp angeſtellt war, verſchaffte ſich eines Tages durch den
bei der Firma Krupp angeſtellten Ingenieur Stähler eine
Geheimvorſchrift über die Herſtellung von Edelſtahl. Das ſo
erlangte Fabrikgeheimnis der Firma Krupp verwertete er
bei der Dortmunder Union. Die Strafkammer verurteilte ihn
zu 4500 Mark Geldſtrafe.

Taktloſigkeit eines rheiniſchen Landrats.

Der franzöſiſche Profeſſor Burguet hält im Rhein
lande im Auftrage der franzöſiſchen Kulturgeſellſchaft Pro-
pagandavorträge. Ueberall werden die Spitzen der deutſchen
Behörden eingeladen, aber ſelbſtverſtändlich leiſten dieſe eben
owenig wie die Geſamtbevölkerung den Einladungen Folge,

die politiſchen Werbeabſichten Frankreichs auf der Hand
liegen. Um ſo peinlicheres Aufſehen hat es hervorgerufen,
daß in Boppard die Behörden mit dem Landrat an
der Spitze der Einladung des franzöſiſchen Kreisdelegier-
ten gefolgt ſind u. dadurch natürlich auch anderes Publikum
mitgezogen haben. Wegen dieſer ganz überflüſſigen Verben-
gung vor dem franzöſiſchen Jmperialismus hat ſich bei der
Bevölkerung eine große Aufregung gezeigt.

Aus Stadt und Umgebung
Die Wahlen zum Provinzial:-Lundtag-

Unterm 3. Dezember 1920 iſt von der Landesverſamm
lung ein Geſetz über die Wahlen zu den Provinziallandtagen
und zu den Kreistagen verabſchiedet worden. Danach wer-
den dieſe Körperſchaften künftig in allgemeiner, gleicher, un
mittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der
Verhältniswahl gewählt. Der Wahltag muß ein
Sonntag oder öffentlicher Ruhetag ſein; er wird durch die
Staatsregierung beſtimmt. Vorausſichtlich wird der 20. Fe
bruar d. J. als Großwahltag beſtimmt werden.
Wahlberechtigt iſt jeder Deutſche männlichen oder
weiblichen Geſchlechts, der am Wahltag das 20. Lebensjahr
vollendet hat und in der Provinz Sachſen ſeinen Wohnſitz
hat. Wählen kann nur, wer in einer Wählerliſte oder Wahl
kartei eingetragen iſt. Das Wahlrecht ruht für die Soldaten,
nicht aber für die Militärbeamten, während der Dauer der
Zugehörigkeit zur Wehrmacht. Wählbar iſt jeder Wahlbe-
rechtigte nach Vollendung des 25. Lebensjahres. Der Pro
vinzialausſchuß der Provinz Sachſen hat für die Wahlen
zum Provinziallandtage und in Ausführung der geſetzlichen
Beſtimmungen folgende Beſchlüſſe gefaßt.

Die von den Gemeindevorſtänden aufgeſtellte Wähler-
liſte der wahlberechtigten Perſonen hat vom 23. Januar
d. J. ab mindeſtens 8 Tage lang öffentlich auszuliegen.
Wahlſcheine werden für die Provinzialland tagswahl nicht
ausgegeben. Die Zahl der Provinzial-Landtagsabgeordne-
ten richtet ſich nach der Einwohnerzahl. und zwar entfällt in
jeder Provinz innerhalb der 1. und 2. Million Einwohner
ein Abgeordneter, auf eine Vollzahl von ſe 25 000 Einwoh
nern, innerhalb der 3. Million Einwohner ein Abgeordneter
auf je 35 000 Einwohner, innerhalb der 4. Million ein Ab-
geordneter auf je 50 000 Einwohner. Da die Provinz Sach
ſen nach der letzten Volkszählung von 1919 3 112 525 Ein-
wohner hat, ſo ſind im ganzen 110 Abgeordnete zu wählen
Die Zahl der zu wählenden Abgeordneten iſt durch den Pro
vinzialausſchuß auf die Regierungsbezirke der Provinz nach
WMaßaabe der Einwohnerzahl gleichmäßig verteilt worden.
Danach entfallen von den 110 Abgeordneten auf den Re
gierungsbezirk Magdeburg bei 1239 360 Einwohner 44 Ab
geordnete, Merſeburg bei 1330 409 Einwohner 47 Ab
geordnete und Erfurt bei 542 706 Einwohner 19 Ab-
geordnete. Wahlkreiſe ſind die Land und Stadtkreiſe. Sol
che Kreiſe, deren Einwornerzabl geringer iſt, als die obigen
Durchſchnittszohlen für einen Abgeordneten. ſind mit einem
benachbarten Land oder Stadtkreiſe zu einem Wahſkreiſe
zu vereinigen. Hiernach ſind z. B. vereinigt worden im Re
gierungsbezirt Merſeburg der Stadtkreis Eisleben mit
dem Mansfelder Seekreis und der Landkreis Naumburg mit
dem Stadtkreis Naumburg. Für jeden Wahlkreis iſt ein
Wahlkommiſſar zu ernennen. Der Provinzialansſchuß har
hierzu die Landräte bezw. Oberbürgermeiſter beſtimmt. Die

ahlergebniſſe ſind von den Gemeindevorſtänden möglichſt
bald dem Wablkommiſſar mitzuteilen und von dieſem an den
ProvinzialWahlleiter. dem Landeshauptmann in Merſeburg.
weiterzugeben. Die Wablvorſchläge ſind in jedem einzelnen

im Wahlkreiſe wahlberechtigten Perſonen tragen, und ſoll
wahlkreife aufzuſtellen und müſſen 15 Unterſchriften viKenywert enthalten, das auch der Name einer u

rn kann Die Wahlvorſchläge ſind ſpäteſtens am 6. Febar dieſes Jahres beim Wahlkommiſſar des Wabüreiret ein

zureichen. Verbindung der Wahlvorſchläe
ae findet micht ſtatt. Die Provinziallandtagsab geordneten
werden auf 4—-5 Jahre gewählt. Scheidet ein Abgeordneter
während der Dauer ſeiner Wahlzeit aus, ſo tritt an ſeine
Stelle der Bewerber der demſelben Wahlvorſchlag angehört
und nach den Grundſätzen der Verhältniswahl hinter dem
Gewählten an erſter Stelle berufen iſt. Für die Wahl zu
den Kreistagen gelten dieſelben Beſtimmungen wie für die
PWrovinziallandtage. In Kreiſen, die bis zu 30 000 Einwoh
ner haben, ſind 20 Mitglieder zu wählen, in Kreiſen von
30 000 bis 50 000 Einwohnern tritt für je 5000 ein Mitglied,
und in Kreiſen mit mehr als 50 000 Ernwohnern für jede
über die letztere Zahl überſchießende Vollzahl von 10 900
Einwohnern ein weiteres Mitalied hinzu. Die nengewähl
ten Provinziallandtage und Kreistage ſind binnen 39 Ta
gen nach der Wahl zuſammen zu berufen. Für die Wahlen
zum Landtage iſt vom hieſigen Regierungspräſidenten zum
Kreiswahlleiter für den aus dem Regierungsbezirk Merſe
burg beſtehenden 11. Wahlkreis der Regierungsrat Voig
tel, zu ſeinem Stellvertreter der Regierungsaſſeſſor Dr
von Goßler beide in Merſeburg, ernannt.

Am 20. Februar finden übrigens vier Wahlen auf ein
mal ſtatt und zwar die Wahlen zum preußiſchen Laudtag,
die Wahlen zu den Provinziallandtagen, zu den
Kreistagen und in Oſtpreußen und Schleswig-Holſtein
die Wahlen zum Reich stage, da am 5. Juni doch nicht
gewählt wurde. Es werden alſo am 20. Februar wichtige
Parlamente neu aufgebaut werden.

Perſonglnachricht.

Dem Oberſekretär Schulze bei der Landesdirektion
in Merſeburg iſt die Rendantenſtelle bei der Arbeits- und
Landarmenanſtalt in Großſalze übertragen worden.

Erhöhte Zuckerzuteilung?
Vor dem Kriege wurden in Deutſchland 42 Pfund

Zucker pro Kopf und Jahr verbraucht. Ferner wurden be
trächtliche Mengen Zucker ausgeführt. Gegenwärtig werden
pro Kopf 18 Pfund Zucker zur Verteilung gebracht. Die
Vertreterin der Hausfrauen im Reichswirtſchaftsrat, Frau
Kromer, hat daher beantragt, daß im Jahr 1921 pro Kopf
36 Pfund Zucker zur Verteilung gelangen. Nach den
ſtatiſtiſchen Nachrichten über die letzte Zuckerernte ſoll es
durchaus möglich ſein, dieſe Menge zu gewähren.
Die Bergarbeiter ves Geiſeltales gegen den Kommunismus,

Am Dienstag tagte eine Verſammlung der Bergarbet-
ter des Michelkonzern, in der etwa 800 Perſonen anweſend
waren. Nach Anſprachen des Führers des Bergarbeiterver
bandes, des Rechtsſozialiſten Heſſe-Halle, und des Kom
muniſten. Seitz- Merſeburg nahm die Verſammlung eins
Entſchließung Heſſe gegen 7 Stimmen an, in der geſagt wird,
daß in den kommenden Kämpfen nur die Parofſe der
Gewerkſchaften befolgt werden ſoll und in der die
Deſperadopolitik der Kommuniſten unbedingt abgelehnt
wird. Es iſt dies binnen kurzer Zeit die „weite Niederlage
der Kommuniſten.

Die Evangeliſchen und die kommende Schulnvt
Ueber dieſes Thema ſprach Herr Paſtor Wuttke ge

ſtern abend im evangeliſchen Franenbund in eingehender
Weiſe. Der Redner führte etwa olgendes aus: „Wenn wir
von Schulnot fprechen, ſo denken wir dabei nicht an d
Schwieriakeiten, die das Schulleben mit ſich bringt oder an
den Mangel, den eine Schule etwa aufweiſt, ſondern an die
Sorge um den Geiſt der Schule. Die Gefahr iſt größer als
die meiſten Evangeliſchen ahnen. Wir Evangeliſchen ſind
ſtets zu Neuerungen bereit geweſen haben ſtets den Weg des
Fortſchrittes betreten. Das zeigt die Geſchichte der evange
liſchen Kirche von Anfang an, denn die Volksſchule iſt ein
Ruhmesblatt der Reformation. Luther betonte in Predigt
und Schriften die Not wendigkeit der Volksſchule und zwar
ihre chriſtliche Grundlage. Warum will man einen neuen
Geiſt in unſeren Volksſchulen einführen, hat ſich der alte nicht
bewährt? Saate man nicht ſchon von der Schlacht bei Kö

niggräß, die haben deutſche Schulmeiſter gewwonnen? Anch
im Weltkriege wären die gewaltioen Taten nicht möglich
geweſen ohne die innere Kraſt durch die Schulbildung. Die
Gegner fordern Loslöſung der Religion von der Schule.
Der Sozialdemokrat Hautzky ſchreibt: „Die Schulen haben
nur Wiſſen und Kenntniſſe zu bringen, religiöſe Unterwei-
ſung damit zu verbinden. iſt unnötig.“ Die Schule hat viel
höhere Aufgaben, als nur Wiſſen und Kenntniſſe zu
bringen. Die Kindesſeele iſt ein Gefäß, das gefüllt werden
ſoll, ſie kann ſich nicht entfalten, zum Höchſten emporheben,
ohne Religion. Letztere iſt alſo ein Mittel zu innerlichſter
Bildung. Die Schule ſoll eine Erziehungsanſtalt ſein. Wiy
ſen und Können bedeutet nichts ohne innere Kraft. Je frü-
her man die Kräfte der Seele einzuſenken verſteht, deſto beſ
ſer ſteht es mit dem Volksganzen. Die amtliche Statiſtik weiſt
nach, wie erſchreckend hoch die Zahl der Strafmündigen iſt
unter den Religionsloſen und Diſſidenten. Die kommende
Simultanſchule iſt Gemeindeſchule für alle für Evangeliſche,
Katholiken und Juden alle genießen Religionsnunterrichtt
er iſt ordentliches Lehrfach. Aber nun folgt eine Einſchrän-
kung. Statt des Religionsunterrichtes. kann auch Morolun-
terricht gefordert werden. Es iſt unmöglich. den Kindern
die ſittlichen Grundſätze beizubringen, für die eine Definition
ſchwer zu geben iſt. über die ſich Philoſophen ſelbſt nicht klar ſind.
Alles bleibt unfruchtbar, was das Kind nicht betätigen kann.
Der Redner zeigte an einigen treffenden Beiſvielen, wie weit
der neue Geiſt in Schulen ja ſelbſt in einem Krankenhans um
ſich gegrifſen hat und ſprach dann weiter von dem Zweck der
Flugblätter und Unterſchriften Sie ſollen vorläufig eine Schutz
maßregel ſein, damit zu gegebener Zeit von Eltern und Ex
ziehungs berechtigten ein Antrag an den Reichstag geſtellt
werden kann. Vom 1. April ab bekemmen wir die Grund
ſchule, ſie wird noch evangeliſchen Charakter tragen jedoch
werden die Religionsſtunden von vier anf zwei Stunden
herabgeſetzt. Da gilt es, dieſe Zeit auszunutzen. Eine wich-
tige Frage iſt auch der Kindergottesdienſſt. Er ſollte
mehr denn je benutzt werden. Die Katholiken ſind ſich klar,
ſie fordern katholiſche Volksſchulen, ſo wollen auch wir uns
unſer Recht nicht nehmen laſſen und unſern Glauben heilig
halten. Beſonders der Frau enſtehen große Aufgaben. Sie
hat vor allem das Recht und die Pflicht. die Gemütswerte
in der Kindesſeele zu pflegen und zu fördern und helfen, daß
die Schule bleibt, was ſie war. Halten wir als Evan
geliſche das Erbe der Reformation hoch! Mit
dieſen Worten ſchloß der Redner. Die Vorſitzende. Frl
Hahn, berichtete dann von dem erfrenlichen Reſultat, das ſich
beim Unterſchriftenſammeln zur Erhaltung der evangeliſchen
Schule ergeben hat.

Weihnachtsſpende für Veteranen von 187071.

Wie von zuſtändiger Stelle mitgeteilt wird, erhalten
die Weihnachtsſpende im Betrage von 150 zur Erinnerunt
an die 50-Jahrfeier von 1870 nur ſolche Veteranen, die dis
laufende Veteraneunbeihilfe beziehen.
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Fugendwerlkſtätten und Jugendpflege.
Der Bezirksausſchuß für Jugendpflege hat ſtets eineVertiefung und Erweiterung der poſtitiven Ürbeit an der

Jugend erſtrebt.
Unter den wirkſamſten Mitteln der Jugenderziehung wur

den von Anfang an die Handfertigkeiten, die Arbeit der Ju
end in beſonders ſür ſie eingerichteten Jugendwerkſtätten er
annt. Eine ganze Reihe von Lehrgängen zur Ausbildung

von Leitern und Helfern in Jugendwerkſtätten wurden abge
halten und Jugendwerkſtätten wurden eingerichtet, in denen
die Jugend ihre freie Zeit in angenehmer und doch nüßtzlicher
Weiſe verbringt und ihr Geſchmack für das Einfache, Zweck
mäßige und Schöne gebildet wird.

Der Krieg hat auch hier ſtörend eingegriffen, viele Werk
ftätten ſind infolge von Raummangel oder aus Geldſchwierig-
keiten oder durch Fehlen geeigneter Werkſtätten leider ein
gegangen.

Es iſt aber unbedingt nötig, nicht nur das Frühere wieder
aufzubauen, ſondern die Handfertigkeiten unter den Jugend
lichen noch viel mehr zu fördern, als es vor dem Kriege der
Fall war. Das Verlangen, in Werkſtätten zur Anfertigun
von praktiſchen Gegenffänden ausgebildet zu werden, nimm
ſetzt wieder ſtetig zu. Schon die wirtſchaftliche Lage drängt
dazu. Zum Aufbau unſeres Volkes iſt eine gründliche, ſyſte
matiſche Ausbildung in den Handfertigkeiten unerläßlich.

Damit dieſe wichtige Sache möglichſt großzügig gefördert
wird. wendet ſich der Herr Regierungs präſident
ſetzt an die gewerblichen Betriebe des Be
zirk s mit der Bitte um Zuwendung von Geldmitteln, Liefe
rung von entſprechenden Werkzeugen und Ma-
terial (Holz, Pappe, Metall uſw. Auch Abfälle des ge
nannten Materials, die in gewerblichen Betrieben nicht mehr
Verwendung finden, können in Jugendwerkſtätten oft ſe yr
wohl noch verwertet werden. Durch die tatkräftige Mithilfe
der gewerblichen Betriebe wird es möglich ſein, nicht nur ein
Bezirksſeminar für Jugendwerkfſtättenleiter zu ſchaffen, ſon
dern auch in möglichſt allen Orten des Bezirks Jugendwerk-
tätten zur Erziehung und praktiſchen Ausbildung der Jugend-
kichen einzurichten. Hoffentlich ſind recht viele
Firmen bereit, hier tatkräftig mitzuhelfen,not tut es unſerem Volke und unſerer Jugend; das für ihre
Erziehung ausgegebene Geld wird reichliche Zinſen bringen.

Vorarbeiten für den zweigleiſigen Ausbau der Nebenbahn-
ſtrecke Merſeburg-Mücheln.

Der Bezirksausſchuß in Merſeburg hat anf Antrag
der zuſtändigen Behörden unterm 4. 12. 1920 angeordnet,

daß jeder Beſitzer auf ſeinem Grund und Boden Handlklun-
gen geſchehen zu laſſen hat, die zur Vorbereitung des zwei-
gleiſigen Ausbaues der Nebenbahnſtrecke von Merſeburg bis
Mücheln erforderlich ſind. Zum Betreten von Gebäuden
und eingefriedigten Hof- und Gartenräumen bedarf der Un
ternehmer, inſoweit der Grundbeſitzer ſeine Einwilligung
nicht ausdrücklich erteilt, in jedem einzelnen Falle einer ve-
ſonderen Erlaubnis der Ortspolizeibehörde. Eine Zerſtö
rung von Banulichkeiten jeder Art, ſowie ein Fällen von Bäu
men iſt nur mit beſonderer Geſtattung des Bezirksausſchuſſes
zuläſſig.

Konmuniſtenverſammlung
Für eine „Hilfsaktion für die unglücklichen Opfer der

ungariſchen Weißgardiſten“ wurde in einer geſtern im „Ka-
ſino“ ſtattgefundenen Kommuniſtenverſammlung Propaganda
gemacht. die von der Kommuniſtiſchen Jugendinternationale,
Ortsaruppe Merſeburg, einberufen war. Ein Genoſſe na-

mens Sänger, deſſen Sprache den Ausländer verriet, tiſchte
der verhältnismäßig kleinen blindgläubigen proletariſchen Zu
hörerſchar in einer mit ſattſam bekonnten Phraſen durchſetzten
Rede die unglaublichſten „zum Himmel ſchreienden Gewalt und
Mordtaten des weißen Terrors in Ungarn“ auf. Der Red-
ner beſchränkte ſich im Großen und Ganzen auf das An
führen von Beiſpielen, „Tatſachen“, wie er ſich auszudrücken
beliebte. Errettung vom weißen Terror könne allein die
Weltrevolution den ungariſchen Brüdern bringen, durch Geld-
beiträge ihre Not zu lindern erfordere die Solidarität. Daß
der Kommuniſt auch nicht einen Funken Nationalgefühl in
ſich trägt, davon zeugte die einem deutſchen Mann aufs äußer-
ſte empörende Aeußerung des Redners in Bezug auf Ober
ſchleſien. Dem deutſchen Kommuniſten ſei es höchſt egal, ob
Oberſchleſien deutſch bliebe, oder polniſch werde. Hier Deut
ſcher, dort polniſcher Kapitalismus, dem internationalen Ka-
pitali?mus allein gelte der Kamvpf.

Wem die geſammelten Geldbeträge zufließen werden,
darüber darf man auf einen Nachweis geſpannt ſein.

„„SzZ-

Aus Provinz und Reich
Der neue Leiter des Obſtmuſtergartens.

Diemitz b. Holle, 12. Jan. Als Nachfolger des ver
ſtorbenen Gartendirektors Profeſſor Müller iſt Obſtbauinſpek-
tor Hugo Winkelmann aus. Ulm a. d. D. mit der Leitung
des hieſigen Provinzialſächſiſchen Obſtmuſtergartens betraut
worden.

Treibriemendiebſtahl.
Wettin, 12. Jan. Auf dem Werk Johannashall haben

Diebe aus der dreifach verſchloſſenen, 600 Meter unter der
Erde liegenden Dynamitkammer drei fünf Zentner ſchwere
Treibriemen im Werte von 30000 geſtohlen. Die
Diebe ſind durch den 300 Meter langen Abwäſſerſtollen und
unter Benutzung der etwa 100 Notleitern in die Tiefe ge i
langt und haben auf dieſe Weiſe die ſchweren Riemen ans
Tageslicht befördert.

Ein Bauerngut niedergebrannt.
t Roßwein, 11. Jan. Am Sonntag abend entſtand in

dem umfangreichen Anweſen des Gutsbeſitzers Oswald Horn
im benachbarten Gleisberg Feuer, das ſich infolge des herr
chenden heftigen Weſtwindes ſo raſch ausbreitete, daß in
kurzer Zeit das Gut völlig niedergebrannt war.
tige Feuerſchein war in ſtundenweitem Umkreiſe ſichtbar.

Unerhörter Raubanfall.
t Schladen. 12. Jan. Ein unerhörter Raubüberfall

wurde hier verübt. Drei bewaffnete Männer drangen in die
Wohnung des Zimmermeiſters Pfannſchmidt, ſperrten
drei Mitglieder der Familie unter Todesdrohungen bei
Hilferufen in den Keller und zwangen die Frau, den Geld
ſchrank zu öffnen. Den Räubern fielen 30 000 Mark. dar
unter 230 Mark in Gold, und Schmuckſachen in die Hände.

Verendete Karpfen.

F. Lochan, 12. Jan. Einen recht empfindlichen Verluſt er
itten jetzt die Pächter eines hieſigen Rittergutsteiches, indem
ie nach dem Schwinden der Eisdecke wahrnehmen mußten,
»aß der ganze im Teich vorhanden geweſene Karpfenbeſtand
t an der Oberfläche des Waſſers ſchwamm. Da das Waſſer
ine weißliche Färbung aufwies, nimmt man an, daß ſchlechte
Abwrſſer, anſcheinend von einer in der Nähe angebrachten
Schnitzelmiete herrührend, in den Teich geraten ſind und die
Zäure den Tieren den Garaus bereitete. Große ſchlachtreife

xemplare ſowie kleinere ſind dem Verhängnis zum Opfer ge

Der mäch- d

erblickt man in dem nicht weiter überraſchenden Stur z
Leygues' eine Verurtellung ſeiner erfolgloſen Politik wäh-
rend der Londoner Konferenz im November, aber auch des
Auftretens Millerands in Spag im Juni. Lloyd
George hat ſofort nach Eintreffen der Nachricht die im
Hotel „Claridge“ in Paris beriets beftellten Zimmer abbe-
ſtellt. Man glaubt nicht, vaß die Konferenz des Oberſten
Rates vor Februar ſtattfinden wird, weil das neue franzö
ſiſche Kabinett nicht vor Sonnabend gebildet ſein dürfte.

Ein Kabinett Péret in Frankreich-
Paris, 13. Jan. (Eig. Drahtber.) Die Zuſammen

ſetzung des neuen Kabinetts dürfte folgende ſein: Kammer
präſident Raul Psret (Nationaler Bloch) Miniſterpräſe
dent mit dem Portefeuille der Juſtiz oder des Jnnern; Rei
bel: Juſtiz oder Jnneres; Briand: Aeußeres. (Von an
derer Seite werden für die Außenminiſterpoſten neben Bri-
and Poincare und Viviani genannt.) Poincare:
Finanzminiſter; Jaſteveri: Unterſtaatsſekretär der Fi-
nanzen; Noblemer: Unterſtagtsſekretär des Aeußernz
Bonnever: Arbeitsminiſter: Le Troquerz; öffentliche
Arbeiten; Arrago: Ackerbau; Dutmont: Handel; Ra i
berti: Krieg: Loucheur: Befreite Provinzen; Souler:
öffentl. Unterricht.

Tagung der Botſchafterkonferenz.
13. Jan. Jn der geſtrigen Sitzung der Botſchaf-

terkonferenz verabſchiedete ſich der amerikaniſche Botſchafter;
Cambon gab dem Bedauern über ſein Ausſcheiden Aus-
druck. Die Konferenz nahm ſodann den Bericht über die
deutſch polniſchen Verhandlungen zwiſchen Herrn v. Lucius
und Kaftmir Olski bez. des Verkehrs zwiſchen Oſt und
Weſtpreußen- über das Weichſelgebiet entgegen.

Verminderung der amerikaniſchen Truppen
am Rhein.

Newyork, 13. Nov. Das Kriegsdepartement hat ange
ordnet, daß die Zahl der amerikaniſchen Beſatzungstruppen
im Rheinland von 15 000 auf 8000 Mann herabgeſetzt wird.

Nach dem „Newyork Herald“ iſt es möglich, daß die jetzt
abgelöſten Truppen diejenigen ſind, die urſprünglich die
Sicherheit für die Abſtimmung in Oberſchleſien bilden ſollten.

Lebenslängliches Zuchthaus für Spionage
im befetzten Gebiet.

Koblenz, 13. Jan. (Eig. Drahtber.). Die interalliierte
Fheinlandkommiſſion ermächtigte die Milftärgerichte in den
beſetzten Gebieten, für Spionage eine lebenslängliche
Zuchthausſtrafe zu verhängen.

Die interalliierte Rheinlandkommiſſion hat weiter die
vom Grafen Reventlow herausgegebene Wochenſchrift
„Der Reich swart“ auf 3 Monate verboten und den
Vertrieb ver Broſchüre des engliſchen Pazifiſten E. D. Mo
rel „Der Schrecken am Rhein“ und „Die ſchwarze Peſt in
Deutſchland“ unterſagt.

Neue Negertruppen ſür die Pfalz.
Landau, 13. Jan. Die franzöſiſche Kommandantur

gab bekannmt, daß von Mitte Februar ab wieder afrika-
niſche Truppen zur Beſetzung der Pfalz verwendet wür-
den. Die Schwarzen wurden bekanntlich Mitte November
vorigen Jahres in die franzöſiſchen Winterlager abtranspor
tiert.

Auslieferung des Dampfers „Tirpitz“-
Stetlin, 13. Jan. Am 18. Januar geht der Dampfer

„Tiürpitz nach Swinemünde und wird dann nach kurzer
Probefahrt auf hoher See an die Entente ausgeliefert

Der „Tirpitz“ iſt mit 20 000 Tonnen das größte zur Zeit

Das Schiff wurde ſeinerzeit auf der
Vulkanwerft im Auftrage der „Hapag“ als Spezialſchiff für
den Panamakanal erbaut.

Letzte Depeſchen
e Die Pariſer Konferenz abgeſagt

London, 13. Jan. (Eig. Drahtber.). Jn hieſigen Kreiſen
Vor neuer ruſſiſch-polniſchen Kämp eng

Königsberg, 13. Jan. Die Bolſchewiſten konzen
trieren an der polniſchen Grenze die 7. und 15. Armes
Der ſtrategiſche Plan der Sowijetregierung ſieht von dem
Vormarſch über Dünaburg nach dem Eiſenbahnknoten
punkt Schaulen und einen zweiten auf Wilna vor. Da
Lettland dadurch zum Kriegsſchauplatz werden würde, hat die
lettiſche Regierung eine Anfruge nach Moskau ge
richte! und die Antwort erhalten. die Truppen ſeien zur Un
terſtützung Litauens gegen Zeligowski auf Erſuchen
der litauiſchen Regierung konzentriert. Gleichzeitig ziehen
aber auch die Polen ihre Truppen an den Eiſenbahnen
Grodno-WilnanNowo-Swenziani und Wilng
—Molodetſchno zuſammen.

Trotzki gegen den Anſruhr in der Armee.
London, 13. Jan. (Eig, Drahtber.). Laut „MorningPoſt“ verbietet ein Tagesbefehl Trotzkis jede öffentliche Zu

ſammenkunft innerhalb der Armee Die dem Soldaten ein
geräumten Bürgerrechte ſeien eine ernſtliche Bedrohung
des ruſſiſchen Volkes und der Geſellſchaft, wenn die Regie
rung ſich unfähig erweiſe, die ſich gegen ihren Willen Auß
lehnenden zu unterwerfen. Er habe nur das Ziel, Rußland
aus den vrohenden Gefahren herauszuführen und es vor dem
ihm von ſeiten Englands und Frankreichs drohen
den Joch zu bewahren.

General Haller in Bukgreſt.
Bukareſt, 13. Jan. Der volniſche General Haller iſt

hier eingetroffen. Er wird morgen vom König in Andienz
empfangen werden.

Streik der öſterreichiſchen Poſtbeamten.
Wien, 13. Jan. Eig Drahtber.) Der angekündigte

Poſtſtreik iſt geſtern abend aus gebrochen. Jn Wien
ſtehen 15 000 Poſtbeamte im Streik. Der Brief
und Paketverkehr iſt Ilahmgelegt, Werden die
Forderungen der Poſtbeamten bis Donnerstag nicht erſülls,
treten auch die Telephon- und Tellegraphenan ge
ſtellten in den Streik. Auch in Graz treten die Pofibe
amten in den Streik. Kommt es heute zu keiner Einigung,
iſt die Ausdehnung des Poſiſtreiks auf ganz Deutſch
Oeſterreich zu befürchten.

Nach der „ECriſilichſoz. Korreſp.“ haben die nicht
ſozialiſtiſchen Poſtangeſtellten beſchloſſen, den Die n
weiter zu verſehen, doch wird dieſer nur in beſchränk
ten Maße aufrecht erbalten werden können.

Schon um 7 Uhr abends wurbven die Briefkäſten nicht
mehr geleert. weil ſich zwei Drittel der geſamten Brief
träger am Streik beteiligten.

Kredithilfe für Dentſchöſterreich
S ondon, 13. Jan. (Eig. Drahtber.) Vertreter der

engliſchen und franzsſiſchen Regierung verhandeln zur
in Paris über den Kredit zur Unterſtützung Oeſterreichs.
Engliſcherſeits betont man, die Notlage Oeſterreichs ſei eine
gemeinſame Sache der Entente- Regierung. Der engliſch
Vertreter habe einen Kredit von 250 Millionen Dol
lar, der ſich auf fünf Jahre verteitt, vorgeſchlagen.

Nach einer Meldung wolle Frankreich Oeſterreich zunächſt
ein franzsſiſches Darlehn von 150 200 Millirnen
Frank gewwähren, um die Verſorgung Oeſterreichs mit Nah
rungsmitteln und Kohlen für die nächſten 5--6 Monate zu
ſichern. Eine heute in Wien eintreffende Delegation ſoll die
Verhandlungen zum Abſchluß bringen und die geforderten
Garantien von Oeſterreich verlangen.

TeilAusſperrnung in der Leipziger Metallinduſtrie
Leipzig, 13. Jan. Da noch in 15 Betrieben der hieſtgen

Metallinduſtrie geſtreikt wird, beſchloß der Verband deutſcher
Metallinduſtrieller, vorläufig 50 Proz. der erwachſenen Ar
beitnehmer, namentlich Mitglieder des Meiglarbeiterverban
des am 18. Januar auszuſperren. Falls die mit dem Metall
arbeiterverband ſchwebenden Verhandinngen zu keinem be
friedigendew Ergebnis führen, iſt mit der geſamten Ausſper
rung zu rechnen.

„J -J„X„C ç „7J57„ 7 d ne mTrD=Dfallen und der Verluſt dürfte wohl 1 bis 2 Zentner Fiſche
betragen.

Kommuniſtenführer und Räuberhauptmann.
Braunſchweig, 12. Jan. Unter dem dringenden Ver-

dachte, an dem Raubüberfall auf das Braunſchweigiſche Lan
despoſtamt beteiligt zu ſein, wurde der Kommuniſtenführer
Otto Beyer aus Hann.-Münden verhaftet. Die in Braun
ſchweig erſcheinende „Nieder ſächſiſche Arbeiterzeitung“ erklärt
ich mit den des Raubes verdächtigen Perſonen ſolidariſch
und nennt die Verhaftungen nur ein Mittel, um politiſch un
liebſame Elemente zu beſeitigen.

Ein 100 000 Mark-Theaterdiebſtahl.
Bernburg, 12. Jan. Noch unerkannt gebliebene Diebe

ftatteten dem Garderobenraum für die Schauſpielerinnen des
hieſigen Stadttheaters einen Beſuch ab, indem ſie nach Zer-
ſchlagen einer Fenſiterſcheibe vom Hof aus in den Raum ein-
rangen. Jhnen fielen eiwa 35 Kleider, Ueberwürfe uſw.,

alles koſtbare Stücke von hohem Werte ſowie neben anderen
kleineren Sachen 10 Paar Schuhe und Stiefel in die Hände.
Der Geſamtwert der geſtohlenen Sachen wird auf 100 000
Mark beziffert. Geſchädigt ſind einige Schauſpielerinnen und
der Direktor des Theaters. Der Diebſtahl machte ſich bei der
letzten Aufführung empfindlich bemerkbar, indem die paſſen
den Koſtüme fehlten.

e

Dolkswirtichaft Handel Verkehr.
Dur Automobilwerke A. G.

Der Aufſichtsrat ſchlägt für das Ende Oktober abge-
laufene Geſchäftsjahr 1919/20 auf das verdoppelte Aktien
kapital die Verteilung einer Dividende von 10 Proz. gegen
8 Proz. i. V. vor. Ferner wird eine neue Kapitalsper-
doppelung auf 14 Millionen vorgeſchlagen. Die jungen

Aktien werden von einem Konſortium mit 110 Proz. über
nommen und den bisherigen Aktionären im Verhältnis von

11 zum Kurſe von 118 Proz. zum Beznge angeboten

m e t wer S

Die Fabrif für Innd wirtſchaftliche Maſchinen
vorm. F. Zimmermarn S Co. A.-G.,

wird, wie wir erfahren, für das Geſchäftsjahr 1919720 die
Verteilung einer Dividende von 12 Proz. gegen 10 Vroz,
i. V. vorſchlagen, wobei zu berückſichtigen iſt. daß ein ktien
kapital von 36 Millionen gegen 1,8 Millionen i. V.
dividendenberechtigt iſt. Ferner ſoll, wie verlautet. das Ak
tienkapital weiter auf 7.2 Millionen erhöht werden. Die
jungen Aktien ſollen den bisherigen Aktionären im Verhält-
nis von 121 zum Kurſe von 115 Proz. zum Bezuge ange
boten werden. Auch ſoll die Ausgabe von Vorzug soktien
mit mehrfachem Stimmrecht in Ausſicht genommen ſein.

Gewerkſchaft Wintershalf.
Dem Vernehmen nach wird in dem Wintershall-onzerw

ein Pool zur Verhinderung der Uebverfremdungsgrfehr ge
bildet, der von dem 1000telligen Geſamtkurx beret:s 390 Teile
beſitzt und den Teilnehmern die Vorterle aus der im Vangs
befindlichen Umwandlung der Gewerkſchaft in eine Aftien
geſellſchaft ſichert. Man erwartet nach Beendigung der Um
wandkung neue Ausdehnuneosbeſtre bungen von Wintershalf.
Durch Stillegung von 10 Schächten wurden die Unkoſten ſtark
vermindert.

Preufſtiſches Achenbachwerk in Staßfurt
Zwecks rationelſter Ausnutzung der Kohlenheizkraft ea

richtet das Unternehmen einen Rieſenſchornſtein von 90 Me
tem Höhe.

Die dem Konzern der Badiſſchen Aniſlinfabrik ochörige
Zuckerfabrik Körbisdorf A.-G. vachtete zur Erweiterung
ihres Betriebes die Rittersüter Meineweh und
Thierbach im Kreiſe Weißenfels.

Veranünortſiche Redaktion Politik. Oertl. und Pera
Hanns Lotz Sport M. Hochbeimer. An eigen
H. Baltz. Druck- und Verlag: Merſeburger Druck und
Vertagosaunſtaft L. Boe ſömtech in Merſebnra.
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Speziol- Abteilungen
unter fochm. Leitung

M h

Waren, so daß

Montfaq, den 10. Januar hat unser großer

Invenfur--Au
begonnen. Wir bringen in diesem Ausverkauf
in allen Abteilungen Auslagen herabqgesethter

werkauf

Bedarf jetzt sehr lohnend

W

Deuische Volkspartei.
Freitag, den 14. Jannar, abends 8 Uhr im Tivoli

Oekkentlicher Vortrag
Forſtrat Krämer:

le polfüsehe bage der begerwart

Von Freitag, den 14. ds. Mts. S
à ſtehen mehrere

5 hochtragende
S e darunter einige

ganz ſchwere

im

Gaſthof Zum goldenen Hahn
in Merſeburg

zum Berkauf.
Robert Amling.

2 Jagdgewehre
(Drilling und Doppelfſlinte)

z erhalten, billig zu verkaufen. Zu beſichtigen
nnabend abend im

Gaſthof zur Grünen Anue, Burgliebenau.

Suche

Untervertreter
für Elektromotoren.

Karl Ende, Sangerhauſen,
Pfingſtgrabenſtraße.

fall
gebrauchen bei Ausbleiben der

Wonatlehen Bee

meine wnirhbertroſtenen
schneht wirkenden
Spezialmittel. Ich äbertreive
nicht, sondern helfe täglich
zahlreichen Frauen auch in
den schwierigsten Fällen,
Schreioen Sie mir, wie lange
Sie klagen, dann helfe ichlhnen
auch. Nur dann können Sie
lhres Lebens wieder iroh sein

auch in derErfol 9 Oh ussicnitslo sen
Fallen durch viele Dankscnrei-
ben nachgewiesen trotzdem un-
schàädlich, ohne Berufsstörung
mit Oaranieschein sonst

e 3 faches Geld
zurück. Versand streng reell
und diskret.

Fr. t. aus H. schreibt Ich
gebrauchte Ihre Mittel, diesel-
den waren sehmerz los
wirkten schon in Tage, wo-
ftüör ich Ihnen ewig dankbar
sein werde.

Nagel. Hamburg 22Nargarethenstr. 76 in

h

Geld auf Wechſel, Schuld-
ſchein, Hypothek bis

5Jahre, Rentenrückzahlg.,
ſchnell, diskret und bar.
Weſt Lützow, Berlin W. 612
Steglitzerſtr. d3. Gegr. 1900T auſ. Dankſchreiben

Vereinigte
r n S

Theater.
Kammer-

Lichtspiele
Kleine Ritterstrasse 3

Telephon 529.

Modernes
Theater

Grosse Ritterstrasse
Telephon 529.

Programme Von Freitag, den 14.

M
Ein Drama in 5 Akt. v. Robert Wiene mit

„Fern Andra““
in der Tittelrolle.

Dieser 2. Fern Andra Film der Decla
Film-Ges. ist das schönste und präch-
tigste Werk was je geschaffen wurde.
Die Gelegenneit, diese vezaubernde
Bännengröbe die unübertroffene Känstlerin
anzusehen, muß und wird sich niemand

eutgehen lassen.

filmt worden.

Anfang Sonntags 3 Uhr.

bis Montag, den II. Januar 1921.

Das vierte Gebot.

Der letzte Gang des
Martin Schalanter.

Ein Drama in 6 Akten.
Ladwig Anzengrubers Drama ist nun
auch und nicht zu seinem Nachteil ver-

Die Gberaus starke Hand-
lung lebendig u, packend, erschütternd
im Film nicht weniger als aut der Bühne.

erzuin delden heatern Ccosse I Irächüige Beiproganne.

Wochentags 5 Uhr.

EIIIIIIEIIIIIIIIIIIIII1IIIIIII
Wohnungstauſch düſſeldorf- Merſeburg.

Tauſche
6 Zimmerwohnung und 2 Manſarden in guter
Gegend Düſſeldorfs, nahe am Rhein, gegen
ähnliche Wohnung in Merſeburg zum l. April

19021 oder ſpäter.

Dr. Bannert
Düſſeldorf, Mauerſtraße 15.

Wolf-botonodſe

Flöther-Dreschmaschine

Marshall-Dreschmaschine
beide 60 zöllig,

Canz-Drahtballenpresse
50050600 im Ballengr.

Welger-Drahbtbalienprese
45050600 mm Ballengr,

Welger-Slattstrohpresse
15600 mm Kanalbreite

gebraucht, ſofort lieferbar

Drescher Co. vate,
Landwehrſtr. 2. 2.

Gigbühegter Halle.

Donnerstag,abds.7 Uhr
Lysistrata.

Freitag, nachm. 3 Uhr
Mäusekönigin,

Freitag, abends 7 Uhr
Martha.

Sonnabend, nachm. 3 Uhr
Mänusekönigin,.

Sonnabend, abds. 7 Uhr.
Fideiio,

oI

113.
biluncsabent.

Sonnabend, 22. Jan.,
abends 7 Uhr

im Schloßgartensaion

Konzert
des Hallischen

Lehrer-
gesang vereins

Leitung: Wilh. Trenkner.

Mitwirkung:
Konzertsänger Ernst

Mever Halle, [Tenor]

Mannerchöre von
Schubert W. Berger,

Oihegraven,
S Weiz, Thuille u. Andrede.
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Einlabkarten zu 5 u. 3 M.
ohne Steuer im Herzog S
Christian« von Montag,

den 17. Januar ab,
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ſtehen zum Verkauf.
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Betlage zu Ar. 10 des Merſeburger Tageblattes
e v

Der Kettenhandel
der Veichs-Getreideſtelle.

Uns wird geſchrieben: Jn welcher zurückhaltenden Weiſe
die Reichsregierung mit dem Gelde der Steuerzahler um
geht, falls es ſich um Erhöhungen der Beamtenagehälter han-
delt. lehrte ja die letzte Zeit: in was für unſinniger Weiſe
aber Gelder indirekt wieder aus der Bevölkerung heraus-
gepreßt werden, beweiſen folgende zwei Fälle die aus Trier
gemeldet werden. Dieſe Fälle ſollten wieder zur Genüge
beweiſen, daß die Zwanaswirtſchaft in ganz ungeheuerlicher
Weiſe die Mehl- und Brotpreiſe verteuert. Statt Landwir-
ten. Müllern und Bäckern gegenüber Schikane auszuüben,
ſollte man lieber beachten. was der Bevölkerung nottut.

Die Bäcker-Genoſſenſchaft Trier ſchreibt: Jm erſten
Falle handelt es ſich um ein Angebot von 4000 Zentnern,
zum Preiſe von 1.80 franz. Frank bezw. 2.00 Frank je Kilo-
aramm nach Qualität frei Bahnhof Trier. zahlbar bei Ein-
gang der Ware. Wir erſuchten vorläufig nur um Einfuher-
genehmiaung für einige Waggons, die aber von der
Einfuhrſtelle Berlin mit dem Bemerken abgewieſen wur-
de, daß die Reichsgetreideſtelle nicht geneigt
ſei. Mehle einführen zu laſſen. Was hierdurch mit un-
ſerem Angebot bezw. mit dem uns angebotenen Mehl wurde,
wollen wir heute einmol etwas näher beleuchten. Das un s
von der Antwervener Firma zu 2.00 franz. Frank pro Ki-
Iogramm angebotene Mehl wurde der Firma H. C. van der
Maes in Poſendahl (Holland) zum Preiſe von 2,50
bela. Frank pro Kilogramm ab Kai Antwerven ver-
kauft. die die Ware mit der ausdrücklichen Ein-
fuhrgenehmigung für Berlin kaufte. Zurzeit des
Kaufes ſtand der franz. Frank gartf 3.15 ſomit würde das
Kiſooramm. da frei Trier geliefert wurde. 6.30 im Einſtand
gekoſtet haben, der belg. Frank ſtand auf 3,37 und zahlte
die holländer Firma demnach bereits 7.41 für das Kilo-
gagramm. Zu dieſem Preiſe iſt noch die ganz erhebliche Fracht
hinzuzurechnen. die von Antwerven bis Trier bereits je Hi-
loagaramm 12 Pfa. beträgt. bis Berlin iſt uns der Satz für
die Fracht noch nicht bekannt. Der Holländer wird ſchwerlich
das Geſchäft ohne jeden Verdienſt gemacht haben. nur um
den Berlivern zu gefallen. Noch unſerem Dafſirbalten dürf-
ten Ausfändern durch die Beſchaffung von Einfuhrbewilli-
ounnoen nicht un erhebliche Sveſen erwachſen. Ein jeder kann
leicht errechnen, um wieviel ſich der Preis durch dieſen groß-
zügigen Kettenhandel erhöhen mußte.

Ein zweiter Fall liegt noch kraſſer, weil der fragliche
Poſten Mehl. es handelt ſich um 8 Waggons, Bahnhof Gre
venmacher ſtehend. feſt gekauft war mit der Bedinanng.,
daß die Einfubrbewiſſiqung gewährt würde. Trotz der Be
mühungen der Regierung und obwohl der Kaufvermittler be-
ſonders dieſerhalb nach Berlin fuhr. konnte die Einfüuhrer-
Iqubnis nicht bewirkt werden. Der Preis ſtellte ſich für die
ſen Poſten auf 3.10 das Pfund frei Trier. Die
Trierer mußten auch in dieſem Falle, obſchon das Mehl faſt
vor ihren Toren ſtand, hierauf verzichten, weil Berlin ſo
beſtimmte.

Stellt man die vom Reichswirtſchaftsrat veröffentlichten
Zahlen gegenüber. ſo eroibt ſich. daß die Getreidegblieferung
gegen die Ablieferung im Jahre 1918 um 1230 000 Tonnen
zurückhſeibt. wofſir naturgemäß Auslandsgetreide oder Mehl
eingeführt werden muß. Die Zentraliſation für Jnlands-
getreide hat mithin gänzlich Fiosko gemacht. die Einfuhrge-
ſellſchaften, die nun einmal beſtehen und nicht verſchwinden
möchten zentraliſſieren deshalb den Einkauf des Anuslands-
getreides. Jn dieſem Jahre ſollen 2420 000 Tonnen Ans-
landsgetreide eingeführt werden. wofür ein Durchſchnitts-
preis von 85 Dollar die Tonne anzunehmen iſt. Rechnen wir
den Durchſchnittskurs des Dollars mit 70 ſo ergibt ſich
die Summe von rund 15 Milliarden Von dieſer Summe
erhält die mit dem Einkauf betraute Geſellſchaft

Proz. zur Deckung der Verwaltungsſpeſen, was die
Kleinigkeit von 75000 000 eragibt. Lieſt man
dieſe Zahlen. ſo nimmt es nicht mehr Wunder, daß die
Reichs getreideſtelle bis jetzt Milliarden
verſchlungen hat. Anſtatt daß der Bevölkerung das
Notwendieſte zum Leben möglichſt billig auf direkten Wege

r

Der Schatz der Saba
Roman von L. Tracy,.

(Nachdruck verboten.)

1. Kapitel.
Wenn man die Bedeutung der noch im erſten Semeſter

ihres erſten Jahrganges ſtehenden Berliner Wochenſchrift
„Freie Worte“ nach der Beſchaffenheit des Redaktionslokals
hätte beurteilen ſollen, ſo würde man das beſagte jour-
naliſtiſche Unternehmen ſchwerlich allzu hoch eingeſchätzt
haben. Wohl lag es in einer jener allerneuſten Straßen
des vornehmen Weſtens, von denen kaum die Bewohner
a zu ſagen wiſſen, ob ſie zu Berlin oder zu Char-
ottenburg, zu Schöneberg oder zu Wilmersdorf gehören
2ver die Angehörigen der Redaktion und ihre Beſucher
durften nicht den prunkvollen Haupteingang des Hauſes
benutzen, neben dem in weithin ſichtbaren Lettern die
Mahnung: „Nur für Herrſchaften“ zu leſen war. Sie
mußten ſich vielmehr durch ein unſcheinbares Nebenpförtchen
und einen langen, kahlen Gang in jene hinteren Regionen
des Grundſtücks ſtehlen, wo in Seitenflügeln und Huer-

ebäuden viel verſchämte Armut hauſte. Da gab's keine
eppichläufer mehr auf den Stiegen und keine Klingelgriffe

nus vergoldeter Bronze an den Türen. Aber die Literaten,
die kleinen Schauſpielerinnen und die Beamtenwitwen, die

ier ihr Heim aufgeſchlagen hatten, profitierten doch in ihren
mgangsfkreiſen noch ein wenig von dem vornehmen Namen

der Straße. Und der Wunſch, dieſen wohlklingenden
Straßennamen auf ſeine Briefbogen r zu dürſen,
mochte wohl auch Herrn Waldemar Gumpendorf, den
Herausgeber der „Freien Worte“, beſtimmt haben, in einer
der aus drei winzigen Räumen beſtehenden Wohnungen ſein
Redaktionsbureau zu etablieren.

Die Küche, in die man von der Treppe aus zuerſt
elangte und deren Herr Gumpendorf für ſeine literariſchenweit nicht bedurſte, war durch Aufſtellung dreier Rohr-

ſtühle zum Range eines Vorgemaches und Warteraumes
erhoben worden, und in dem anſtoßenden Zimmer hatte
während der erſten glanzvollen Wochen des Unternehmens
das Bureauperſonal in Geſtart eines Schreibmaſchinenfräu-
leins ſeinen P atz gehabt, bis zugleich mit der in die Ob-
but eines Gerichts vollziehers übergegangenen Schreib-

er
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zugeführt wird. muß am „Svſtem“ feſtgehalten werden, wenn
es auch noch ſo ſtörend und verteuernd wirkt. Heute muß
aus allen möglichen Gründen beim Arbeiter, Beamten und
Angeſtellten im Lohn und Gehalt gehandelt werden, das
Bäckergewerbe ſoll ebenfalls unter Zurückſtellung ſeiner Jn-
tereſſen die Notlage der Allgemeinheit berückſichtigen, und
zu gleicher Zeit werden Rieſenſummen direkt verſchlungen
und verſchleudert. B. G. Mbg. Hr.

Preußiſche Landesverſammlung.
Das Hebammengeſetz angenommen-

Berlin, 12. Januar 1921.
Bei der namentlichen Abſtimmung über S 3 des Geſetzes

betr. Staatsmittel zur Selbſtbewirtſchaftung von
Domänen weigern ſich auch heute wieder Rechte und Zen-
trum, ihre Stimmkarten abzugeben, weshalb eine neue
Sitzung anberaumt wird.

Die Vorlage über Bewilligung von 50 Millionen
Mark zur Förderung des Baues von Kleinbah-
nen und Darlehnsgewährung an notleidende Kleinbahnen
wird dem Gemeindeausſchuß überwieſen. Beim 3. Nachtrags-
etat betr. die Schutzpoli zei, bemängelt der Abg. Lud-
wig (U. S.) die große Zahl der Offiziere die die Ruhe des
Volkes bedrohe. Abg. Adolf Hoffmann Es iſt ein
Skandal, daß die Schutzpolizei, die nichts arbeitet, das dop-
pelte Brotquantum erhält wie Schwerarbeiter.

Der Nachtragsetat geht an den Hauptausſchuß.
Bei der Weiterberatung des Hebammen geſetzes

berichtet Abg. Schl.oß mann (Dem.) über die Ausſchußbe-
ratungen. Das Geſetz bringe den ſtädtiſchen Hebam-
men eine gewiſſe Verſchlechterung, unrichtig ſei jedoch,
von einer Sozialiſierung des Hebammen- und ganzen Geſund-
heitsweſens ſowie von einer lex Schloßmann zu ſprechen. Alle
Parteien hätten mit gearbeitet. Die Aerzteorganiſationen
widerſetze ſich gänzlich einer ſolchen Sozialſierung des Heil-
weſens. Das Geſetz ſei aber ein weſentlicher Fortſchritt.

Frau Abg. Hirſchberger (Ztr.): Die Folge des Geſetzes
wird eine große Enttäuſchung ſein. Frauen- und ge-
ſetzliche Organiſationen proteſtieren gegen die auf Be
ſchränkung der freien Wahl der Hebammen einen unerbörten
Zwang für die Frau bekundende Vorlage. Die Verwaltungs-
koſten dürfen nicht etwa durch die Gebühren gedeckt werden.

Abg. Dallner (Dn.): Der Ausſchuß hat ſo gründlich ge-
arbeitet. daß von der Regierungs vorlage ſo gut wie
gar nichts ſtehen blieb. Redner fragt ob es ſozial ſei.
ein Geſetz zu machen. durch das alle diejenigen, die gewohnt
geweſen waren. die Hebammendienſte zu bezahlen. dieſe Hilfe
auf Staatskoſten erhalten ſollen.

Abg. Pöhlmann (D. Vpt.): Wir haben dem Geſetz, das
eine ohne Hebammenhilfe zur Welt gekommene Mißgeburt
iſt (Heiterkeit) zugeſtimmt. ohne die Fraktion feſt zulegen. Ein
Durchpeitſchen machen wir nicht mit. Die Geanerſchaft.
namentlich der Aerzteſchaft, wächſt ſtändig. Die freie Wahl
muß gewährleiſtet werden.

Miniſter Stegerwald: Die Schwierigkeiten kamen erſt in
den Ausſchußverhandlungen in das Geſetz hinein. Bei der
Regierungsvorlage hätte auch die Deckungsfrage keine
Sorgen gemacht.

Abg. Dr. Weyl (U. S.): Die Geheimräte des Wohlfahrts-
miniſteriums ſabotierten durch ihre paſſive Reſiſtenz das Zu-
ſtandekommen des Entwurfes im Ausſchuß. Als Redner be-
tont, wer die Hebammen hinter ſich habe, habe die ganze Weſt
hinter ſich. muß Präſident Leinert wegen Beifallskund-
gebungen mit der Räumung der Tribünen drohen.
Der Entwurf ſei eine Abſchlagszahlung.

Geheimrat Krone weiſt den Vorwurf der Sabotage ent-
ſchieden zurück. Jn dieſer Form iſt das Geſetz nicht d ur ch-
führbar. Nach dem Regierungsentwurf wären die Heb-
ammen mit Teuerungszuſchlägen und Gebühren für Säug-
lingsvflege beſſer geſtellt geweſen.

s 1 wird ſodann gegen die Stimmen der Rechten ange-
nommen. ebenſo die 88 2-4. Bei S 5 wird ein Zentrums gan-
trag angenommen, der die Wiedereinſetzung der Kreiſe. aber
Beibehaltung der Ausſchußfaſſung beantraggt. Auch bei den

maſchine auch das zu ihr geyorige Frauſein verſchwunden
war. An ihre Stelle war ein b aſſer idiotiſch ausſehender
Jüngling von vierzehn oder fünfzehn Jahren getreten,
der während der Redaktionsſtunden den Türhüter zu
machen und unwillkommene Beſucher an dem Eindringen
in das Allerheiligſte zu hindern hatte. Moraliſch unterſtützt
wurde er bei der Erfüllung dieſer Aufgabe durch eine an
der Tür des eigentlichen Redaktionsbureaus befeſtigte Tafel
mit der Aufſchriſt: „Eintritt ohne vorherige Anmeldung
ſtreng unterſagt“/. Und wenn man aus dieſer eindring-
lichen Warnung wie aus dem ſcheuen, gedrückten Weſen
des jungen Zerberus, der bei jedem Anſchlagen der
Wohnungsglocke erſchrocken zuſammenſuhr, einen Schluß
ziehen wollte, konnte es nur der ſein, daß man hier auf
mehr unfreundliche als freundliche Beſucher gefaßt war.

Da mochte es dem jungen Minne wohl ils eine
angenehme Ausnahme von der gewohnten Regel erſcheinen,
als er an dem heutigen Oktober-Vormittag, durch ein An
ſchlagen der elektriſchen Kingel aus bangen Träumen
aufgeſchreckt, beim Oeffnen der Küchentür eine eleg nt ge-
kleidete junge D.me vor ſich ſah, die ihm ganz und ger
nicht den Eindruck mächte, als ob ſie unter ihrem hoch-
modernen Stroßenj ckett eine Reitpeitſche oder gar einen
Revolver verborgen hätte. Sie war ſchank und hoch
gewachſen und ſicherlich noch nicht mehr als zwanzig Jahre
a t. Was ſich hinter dem ziemlich dichten Gewebe des
Schleiers von ihrem Geſicht erkennen ließ, erweckte in der
Seere des jugendlichen Türhüters die Vorſtellung von
ſchier überirdiſcher Schönheit. Und ein unermeß iches
St unen wirkte in ſo hohem M ße lähmend auf ſeine ohne-
hin nicht ſehr beweglichen Geiſteskräfte ein, daß er, ſtatt
nur eine einzige der ihm vorgeſchriebenen Fragen an die
ſchöne Unbekannte zu richten, mit tiefer Verbeugung auch
die Tür des Schreibmaſchinen-Zimmers vor ihr aufriß und
auf ihre ſehr kühle und kurze Bemerkung, daß ſie den
Redakteur der „Freien Worte“ zu ſprechen wünſche, wie
ein Beſeſſener in das Allerheiligſte ſtürmte.

Schon ein paar Sekunden ſpäter kam er wieder her-
aus, eine fliegende Röte auf dem ſchmalen, anämiſchen
Geſicht, und durch eine abermalige Verneigung, die ſeinen
ſchlotterigen Körper wie ein Taſchenmeſſer zuſammenkl ppen
ließ, bedeutete er die Beſucherin, daß die drohende Jnſchrift
für ſie ihre Geltung verloren habe.

übrigen Paragraphen gelangen die Zentrumsanträge meiſt zu
Annahme, desgleichen einzelne Anträge der Deutſch
nationalen und der Deutſchen Volkspartet,
Bei S 15 bezeichnet es Abg. Stendel (D. Vpt.) als höchſt
unſozial. den Bezirkshebammen wegen geringer Verfehlun
gen das Ruhegehalt zu nehmen. Der Reſt des Geſetzes
wird angenommen.

Sodann wird noch in 2. und 3. Leſung erledigt das Ge
ſetz über weitere Beihilfen zu Kriegswohlfahrts-
aus gaben der Gemeinden. Der Entwurf betr. Beſteuerung
des Gewerbebetriebes im Umherziehen wird abgelehnt.

Donnerstag: Kleinere Vorlagen, darunter Stempelſteuer
notgeſetz, Oder-Regaulierung.

Schluß in der Landesverſammlung.
Der Aelteſtengusſchuß der Landesverſammlung beſchloß,

am Donnerstag eine Doppelſitzung anzuſetzen.
Am Freitag will man unter allen Umſtänden Schluß
machen. Die Frage ob die Landesverſammlung dann auf
gelöſt wird oder bis zum Zuſammentritt des neuen Land-
tages als vertagt zu gelten hat, ſoll noch geklärt werden.

Politiſche BRundſchou
Feierlicher Einſpruch gegen den „Friedens“-Vertrag

Aus Anlaß des Jahrestages des „Friedensſchluſſes“ am
10. Januar 1920 veröffentlicht der Hauptvorſtand des Deut-
ſchen Oſtmarkenvereins nachſtehende Kundgebung:

Der Tag des Schmachnertrages von Verſailles jährt ſich.
Die 14 Wilſonſchen Punkte waren im Waffenſtill-
ſtandsvertrage als Grundlage der Friedensverhandlungen
ausbedungen worden. Aber nachdem das deutſche Volk im
Vertrauen auf die getroffenen Vereinbarungen die Waffe aus
der Hand gelegt hatte. iſt es im Verſailler Vertrage aufs
ſchwerſte qge.täuſcht worden. Den Wehrloſen hat man mit
Füßen getreten und vplündert ihn aus. Jm Oſten ſollte nur
„unzweifelhaft volniſches Land“ an Volen abgetreten werden,
aber Jahrhunderte altes deutſches Kultur-
land iſt uns geraubt und an den von uns ſelbſt geſchaffe-
nen volniſchen Stagt und die Tſchechei gegeben worden. Der
Oſten war unſere Vorratskammer. Ohne ihn ſind wir zu
dauerndem Siechtum verurteilt. Jetzt verſucht man durch
allerlei argliſtige Maßnahmen uns den uralten Beſitz von
Oberſchleſien zu rauben. Es handelt ſich um unſer
Sein oder Nichtſein,

Feierlich erheben wir an dem heutigen Tage vor
aller Welt Einſpruch gegen den Verſailler
Vertrag, deſſen Durchführung die Vernichtung
Deutſchlands bedeutet, und fordern eine Reviſion
des Vertrages.

Vom Krankenlager der Kaiſerin.
Aus Haus Doorn wird folgender Bericht über das

Befinden der ehemaligen deutſchen Kaiſerin vom 11. Januar
ausgegeben Das körperliche Widerſtands vermögen
vermindert ſich langſam. aber ſtetiag.
nahme der Blutſtauungen führt zu ſtärkeren Benommenheiten
Der Zuſtand iſt als ſehr ernſt zu betrachten

Auflöſung der Gothaer Landesverſammlung.
Der Staatsrat Thüringens hat auf Antrag der Gothaer

Regierung die Gothaer Landesverſammlung aufgelöſt und
Neuwahlen angeordnet.

Rücktritt des Staats miniſteriums in Schwerin.,

Das Staatsminiſterium unter Führung des Volkspartei-
lers Profeſſor Reincke-Bloch hat im Landtag von Meck-
lenburg-Schwerin nach fünfeinhalbmonatiger
ſeinen Rücktritt erklärt.

Noske gegen die Zertrümmerung Preußens.
Im Berliner „Achtuhrabendblatt“ ſchreibt der ehemalige

Reichswehrminiſter. jetzige Oberpräſident von Hannover,
Noske: Von allen deutſchen Stagten iſt Preußen am bereit-

Vas eigentuche Rebattionsbureau war nicht viel reicher
möb iert a's die beiden Vorgemächer. Ein mit Papieren und
Zeitungen bedeckter Doppe -Schreibtiſch, drei oder vier Stühle
und ein paar geheimnisvoll verſch oſſene Schränke machten
die g e nze Ausſtattung aus. Und wenn es etwas Jnter-
eſſantes und Betrachtenswertes in dem armſe igen Raume
gab, ſo war es einzig die Perfön ichkeit des Mannes, der
ſich beim Eintritt der eleganten Beſucherin mit weitmänniſcher
Artigk it aus einem Schreibſtuhl erhoben hatte.

Er mochte kaum über die Mitte der Zwanzig hinaus
ein, denn ſein Geſicht war von faſt noch jünglinghafter

Friſche; der Bau ſeines mächtigen Körpers aber war der
eines auf der Höhe ſeiner Lebenskraft ſtehenden Mannes,
Mit ſeiner breiten, prächtig gewölbten Bruſt, ſeinen muskel-
ſtrotzenden Gliedern, feinem lodigen Blondhaar und ſeinen
blauen Augen wäre er eine geradezu ideale Bühnenfigur
für die Verkörperung eines Siegfried oder Arminius ge
weſen. Aber trotz ſeiner weit über das Durchſchnittsmaß
hinausragenden Reckengröße war nichts Plumpes oder
Ungeſchlachtes in ſeiner Erſcheinung. Denn die hünenhafte
Geſtalt war in jeder Bewegung von federnder Elaſtizität,
und die ſchmolen Füße wie die wohlgepflegten weißen
Hände zeigten die zierlichen Formen einer edlen Raſſe.

Der junge Mann war durch die Erſcheinung der ſchönen
Unbekannten vielleicht nicht viel weniger überraſcht als der
türhütende Halbidiot. Aber er verſtand ſich doch etwas
beſſer darauf, ſein Erſtaunen zu verbergen.

„Wollen Sie die Güte haben, Platz zu nehmen, mein
gnädiges Fräulein!“ ſagte er mit hoöflicher Verbeugung.
„Darf ich fragen, was mir die Ehre verſchafft

Allem Anſchein nach war die Fremde nicht darauf vor
bereitet geweſen, einem ſo jungen und ſo chevaleresk aus
ſehenden Herrn gegenüberzutreten. Denn ihr Benehmen
büßte alsbald einiges von der ſtolzen, beinohe hochmütigen
Sicherheit ein, die es dem armen kleinen Zerberus gegen-
über gezeigt hatte. Ohne von der Einladung zum Nieder
ſitzen ſogleich Gebrauch zu machen, erwiderte ſie nach
einem kleinen Zögern:

„Es wäre mir lieb, wenn ich den Herrn ſprechen
tkönnte, der die mit „Heinz Burkhardt“ unterzeichn

5 ele4dUrtikel in Jhrem Blatte ſchreibt.“ See

Fortſetzung folgt.)
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männer den Krieg gewollt habe.

willigſten den Beſtrebungen nach Schayfung eines Ein
heits reiche s entgegengekommen. Während Preußen aus-
gehöhlt wird, ſuchen die meiſten anderen Staaten ihre Poſition
u ſtärken und erſtreben räumliche Ausdehnung auf Koſten
reußens. Nicht zum ſtraff zuſammengefaßten Einheitsſtaat

gelangen wir, ſondern vorerſt nur zur Aushöhlung oder ſogar
Zertrümmerung des größten und noch immer lei-
n re e Staates, Preußens, während noch
eine Gewißheit beſteht, daß die Reichsverwaltung beſſer ſein

wird. Bei nüchterner Würdigung aller Gründe für und wider
bleibt die Schlußfolgerung, daß weder mit der Aushöhlung
noch Verkleinerung und erſt recht nicht mit der Zerſchlagung
Preußens dem Reiche und dem deutſchen Volke gedient iſt.

Proteſt der Gynäkologen gegen das Hebammengeſetz.
Die Berliner Geburtshilflich-Gynäkologiſche Geſellſchaft

nahm nach einem Bericht von Prof. Dr. Schloßmann
Stellung zu dem Geſetzentwurf über die Neuregelung des
i geimenweſens und ſtellte ſich dabei auf folgenden Stand-
punkt:

Die Befreiung des Hebammenſtandes aus den Feſſeln
mittelalterlichen Zwanges zu Beginn des vorigen Jahrhun-
derts wird durch das Geſetz rückgängig gemacht. Die Neu-
ordnung verſperrt den tüchtigen unter den Hebammen die
Bahn. Der natürliche Trieb, ſich durch beſondere Leiſtungen
Vertrauen und ſo eine Praxis und geſicherte Lebensſtellung
Pegegreg kommt bei der Anſtellung mit feſtem Gehalt in

gfall. Das werden insbeſondere die Volkskreiſe erfahren,
die nicht in der Lage ſind, durch geſetzlich nicht verbotene Zu
wendungen den Eifer der Hebammen zu erhöhen. Manche der
feſtangeſtellten Hebammen werden wenig Neigung zeigen,
ſchwierige und langdauernde Entbindungen in entlegenen
Stadtbezirken durchzuführen und ein Mehr an Arbeit zu
leiſten, für das ſie nicht bezahlt werden. Daran wird auch die
in Ausſicht geſtellte Prämie nicht viel ändern. Die Beſchrän-
kung der freien Auswahl der Hebammen iſt ein ſchwerer
Eingriffin die Freiheit der Mütter, die ebenſo
wie die Kranken dem Arzt gegenüber das Recht beanſpruchen
dürfen, die Perſon ihres Vertrauens wählen zu dürfen. Die
Hebammen ſelbſt ſind durch die in Ausſicht geſtellte Bezahlung,
welche dem Staate große Opfer auferlegt, keineswegs be
friedigt; ſie halten bei ihrer ſchweren und verantwortungs-
reichen Tätigkeit ein Gehalt, das noch lange nicht die Höhe
von dem eines ungelernten Arbeiters erreicht, für viel zu ge
ring. Es iſt wahrſcheinlich, daß viele Hebammen durch An-
nahme von Geſchenken verſuchen werden, ſich ihre Einnahmen
zu erhöhen, ſo daß für das Publikum mit Einführung des
neuen Geſetzes doppelte Koſten entſtehen. Die Berliner Ge-
burtshilflich-Gynäkologiſche Geſellſchaft hält es für wohl durch-
führbar, eine materielle Beſſerung des Hebammenſtandes
durch erhöhte Tarxen und Gewährkleiſtung eines Mindeſtein
kommens in einzelnen Bezirken herbeizuführen, ohne die freie
Ausübung des Hebammenberufes einzuſchränken. Sie iſt ein
ſtimmig der Anſicht, daß die Beſeitigung der freien Berufs
kätigkeit, wie ſie der Geſetzentwurf vorſieht, einen Rückſchritt
und eine Schädigung der öffentlichen Geburtshilfe bedeutet.

Eine Wahlrede Streſemanns.
In einer Wahlverſammlung der Deutſchen Volkspartei in

Potsdam wies der Abg. Dr. Streſemann daraufhin, daß
der Verſailler „Friede“ nür eine Epiſode ſei, daß wir uns
mitten in der Weltrevolution befänden, daß alles noch in der
Entwicklung begriffen ſei. Von dem „Heilbringer“ Wilſon
wende ſich ganz Amerika ab und Lloyd George habe jetzt
offen erklärt: „Je mehr man die Dokumente verfolge, umfo
beſſer wiſſe man, daß keiner der verantwortlichen Staats

Wie verderblich ſind
doch die Kerls, die Deutſchland die Schuld am
Kriege zuſchieben. Wenn wir von der engliſchen Propa-
27 gelernt hätten, würden wir daraufhin eine Reviſion

es Friedensvertrages verlangen. Ohne Preußen hätte es
kein Reich gegeben. Pflichterfüllung habe Preußen groß ge-
macht, und ſie läßt die Fehler der Hohenzollern verblaſſen, die
eben auch nur Menſchen waren. Der Redner wandte ſich dann
charf gegen den Führer der Deutſchnationalen Her gt. Wenn
ieſer auf die Politik der Mitte verzichte, ſo ſei er im Unrecht.

Ein neuer Fall Löwenſtein.
Die radikalen Gruppen der Berliner Stadtverwaltung, zu

ederen gemäßigteren Anhängern bis zu einem gewiſſen Gra
auch die Demokraten zählen, beabſichtigen eine neue Schiebung.
Nach der Ablehnung Dr. Löwenſteins als Oberſtadt-
chulrat verfiel man auf den Hamburger Lehrer
aulſen, natürlich ebenfalls ein als „Genoſſe“ abgeſtem
lter Parteimann, und hat plötzlich für den 13. Januar die

Wahl Paulſens zum Oberſtadtſchulrat als dringliche Sache
auf die Tagesordnung geſetzt in der Hoffnung ihn durchzu-
drücken, da dann kaum Zeit genug vorhanden ſein dürfte, um
noch einmal energiſch gegen die Kandidatur dieſes Mannes zu
proteſtieren. Jntereſſant an der ganzen Schiebung iſt der
Umſtand, daß mit dem Referat über die Fähigkeiten
Paulſens kein anderer betraut war, als Herr Löwen-
fein ſelbſt. der den neuen Kandidaten ſo über den grünen
Klee Iobte, daß der Vorſitzende einer bürgerlichen Fraktion
das Wort ergriff und etwa ſagte: „Wenn Herr Paulſen wirk
fich dieſe hervorragenden Eigenſchaften beſitzt, die ihn allein
zu befähigen ſcheinen, den Poſten des Oberſtadtſchulrates zu
übernehmen, warum ſtellte man da nicht Herrn Paulſen gleich
auf, ſondern verbits ſich erſt auf Dr. Löwenſtein

Wenn alſo, wie wahrſcheinlich, Paulſen gewählt wird,
ſind die Proteſte des Bürgertums vergeblich geweſen. Man
wechſelte in dem neuen Kandidaten, der nicht der chriſtlichen
Kirche angehört, lediglich den Namen. Der politiſche und
einige Einſchlag bliebe bei Paulſen derſelbe wie bei Löwen-
ein. Paulſen iſt Diſſedent, während die bürgerlichen Stadt

verordneten mit Recht darauf beſtehen, daß an die Spitze des
Berliner Schulweſens ein chriſtlicher Fachmann gehört.

Aus Stadt und Umgebung
ApothekerNachttaxe.

Zur Beſeitigung von Jrrtümern wird von intereſſierter
Seite mitgeteilt: Die Gebühr für eine Jnanſpruchnahme der
Apotheke nach 8 Uhr abends iſt jetzt laut amtl. Verfügung auf
3 Mk. erhöht worden; dieſe ſogen. Nachttaxe ſoll die Apotheker
vor unnötigen Störungen während der Nachtzeit ſchützen,

Das Schulgeld in den ſtaatlichen Schulen.,
Durch Runderlaß vom 9. Dezember teilt der Miniſter

für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung mit, daß eine Her
abſetzung des Schulgeldes an den ſtaatlichen höheren Lehr
anſtalent nicht in Ausſicht genommen iſt. Es beträgt demnach
jährlich 500 Mark.

Schuldbuchforderungen.
Nach einer Mitteilung der Reichsſchuldenverwaltung

hat der Eingang der Anträge auf Uebertragung von Schuld-
buchforderungen auf das Konto der Reichskaſſe zur Entrich-
tung des Reichsnotopfers bei der Reicheſchuldenverwaltung
einen ſolchen Umfang erreicht, daß die Bearbeitung dieſer
Anträge mehrere Wochen beanſpruchen wird. Da auf die-
ſen Umſtand bei der Einziehung des Reichsnotopfers Rück
ſicht genommen werden ſoll, wenn die noch nicht erfolgte Er
ledigung des Uebertragungsantrages galaubhaft gemacht wird,
liegt zu einer Beunruhigung kein Grund vor.

Jm übrigen macht die Reichsſchuldenverwaltung daraus
aufmerkſam, daß ſie Anfragen über den Eingang von An
trägen nur beantworten kann, wenn ihnen mit Freimarken
und vollſtändiger Adreſſe des Anfragenden verſehene Brief-
umſchläge oder Poſtkarten beigefügt ſind. Es empfiehlt ſich
auch, die Uebertragungsanträge unter „Einſchreiben“ einzu-
ſenden und den Poſtſchein als Beſtätigung der Antragſtellung
zu verwenden.

Turnen, Spiel und Sport
Fußball-Training.

Jn Leipzig und Halle hatten die hieſigen Spieler
Gelegenheit, die Spiele der M. T. K. ſich anzuſehen. Un-
ſere Anſicht deckt ſich voll und ganz mit den Ausführungen
des Halliſchen-Fav. W. Schmidt, der in der „H. Morg.
Zta.“ folgenden Aufſatz veröffentlichte: „Man bewunderte
dieſe Mannſchaft, die wie ein feiner Mechgnismus arbeitete
unter Einordnung der Jndivituglität. Wir freilich ſind noch
nicht ſo weit. haben ja auch noch nicht die richtge Auffaſſung
von dieſem Sport. Die Kanonen unſerer Liaggklaſſe ſind im
allgemeinen Patriarchen, die ſich väterlich in den Hüften wie-
gen. Einem Training im Laufen und Springen mit Sprung-
ſei würden ſie ſich kaum unterwerfen. Sie haben's ja ſo
herrlich weit gebracht.

Energie ſteckt in unſeren Fußhball- Mannſchaften denug,
aber das Werkzeng zum Sieg, der Körper, tut noch nicht ve-
nügend mit. Abſolute Durchbildung aller Muskeln muß an
geſtrebt werden, jede Fiber muß gehorchen. Freiübungen,
öfteres Laufen, Springen gehören zum Training, genau wie
das Balltreten, kurze und mehr vpoſſitive Arbeit, nicht um
Kurzweil.

Bald erlaubt die Jahreszeit wieder die Aufnahme des
Trainings, hoffentlich iſt das M. T. K.Spiel vieler Vereins-
leitungen hierbei ein Fingerzeg.

Amtliche Bekanntmochnngen des Saaglekreiſes.

Verband Mitteldentſcher Ballſpiel-Vereine.
Neutrale Schiedsrichter. Unter dieſem Titel veröffent-

lichen wir die Beantragung auswärtiger Schiedsrichter. Die
Vereine wollen alſo ihre Ligaſchiedsrichter davon benach
richtigen, wenn dieſe die Leitung eines Spiels auswärtigen
Herren zu überlaſſen haben.

Für folgende Spiele ſind neutrale Schiedsrichter be-
arntragt: 16. 1. Bor.--Nau. (Perlitz). Me.--Spfr. (Pirſ).
Preu.--Wei. (Haas). 23. 1.: Bor.--Spfr. (Praſſer), 98 Nau.
(Belger), Wei.--96 (Nilius).

Kampfrad. Buſchan.
21 5. Mit einem großen Erfolge hat die Gaffſpielreiſe

des Ungariſchen Fußballmeiſters M. T. K.-Budaveſt durch
Mitteldeutſchland geendet. Die Ungarn gewannen drei Spieke
und verloren eines und zwar am letzten Sonnabend gegen
die Spielvereinigung Leipzig und erzielten nicht weniger
als 21 Tore, denen die deutſchen Gegner nur fünf entgegen-
zuſetzen vermochten.

Ein Rieſenſportplatz in Leipzig. Der ehemalige deutſche
Fußballmeiſter. Verein für Bewegungsſpiele- Leipzig. hat in
der näheren Umgebung von Leipzig ein großes Gelände er
worben, um dortſelbſt einen eigenen großen Sportplatz ein
zurichten. Vorgeſehen iſt ein ſtadionartiger Kampfplatz, der
von einer zehn Meter breiten Aſchenbahn umgrenzt wird. j
Drei Fußball-, drei Hockey-, ſechs Tennisplätze, ein Uebungs-
vlatz für Leichtathleten und ein Luftbad vervollſtändigen die
Anlage. Die Räume für die Zuſchauer werden ſo eingerich-tet. daß ſie 30 000 Perſonen bequem Platz bieten. Die Aus
führung der Anlage iſt dem bekannten Architekten Georg
Demmler übertragen worden.

Deutſchſandreiſe öſterreichiſcher und ungariſcher Schwim-
mer. Der Wiener Amateur-Sportverein beabſichtigt, mit den
beſten öſterreichiſchen und ungariſchen Schwimmern Ende
Juli, bezw. Anfang Auauſt nach Deutſchland zu reiſen und
ſich an den großen deutſchen Schwimmſeſten, die im Juli und
Auguſt ſtattfinden. zu beteiligen. Auch die deutſchen Mei-
ſterſchaften ſind dafür auserſehen. Die beſte ungariſche Klaſ-
ſe, wie J. Horwath, Kenfjery, Köves, Gaſpar, Hiſtek. Koperü,
die öſterreichiſchen Meiſterſchwimmerinnen H. Schall und
Grete Adler, ſowie die öſterreichiſchen Meiſter Linon, Weck-
ler, Haldenzwang. Meisl, Farkas, Morbrerger und Schach-
titz. werden ſich an der Expedition beteiligen.

Die deutſchen Leichtathletik-Meiſterſchaften dieſes Jahres
werden nach den zur Wahlverſammlung der Deutſchen Sport
behörde für Athletik vorliegenden Anträgen von drei Ver
bänden zur Durchführung erbeten, und zwar vom Frau
furter Verband für Turnſport für Frankfurt a. M., vom
Norddeutſchen Fußballverband für Hamburg, und vom Weſt
deutſchen Spielverband für Düſſeldorf. Außerdem beantragt
der Verband Brandenburgiſcher Athletik-Vereine für den 17.
Juli die Uebertragung des Deutſchen Marathonlaufes.

Land und Forſtwirtſchaftliches.
Die große Trockenheit im Spätherbſt und Frühwinter

hat die Beſtellungsarbeiten zur Winterung und deren Ent
wicklung ungünſtig beeinflußt. Teilweiſe iſt die Saat man-
gelhaft aufgegangen oder trotz guten Aufgehens ſchlecht ent
wickelt in den Winter gekommen. Es iſt daher dringend not
wendig die geſchwächte Saat ſo bald als möglich zu kräftigen
Das geſchieht am ſchnellſten und ſicherſten durch eine Kopf
düngung mit Stickſtoff. An Stelle des früher beliebten Chile-
ſalpeters treten hier die vollwertigen deutſchen Stickſtoffdünge-
mittel ein. Neben dem bekannten ſchwefelſauren Ammoniak,
das möglichſt früh ausgeſtreut werden ſoll, gibt man als
Kopfdüngung zur Winterung entweder Natronſolpeter mit
etwa 162 Stickſtoff, Kaliammonſalpeter mit etwa 162 Stick
ſtoff und 25--272 Kali oder den hochwertigen Ammonſulfat
ſalpeter mit 275 Stickſtoff, davon 192 Ammonigkſtickſtoff und
82 Salpeterſtickſtoff. Außer Stickſtoff empfiehlt ſich unter Um
Den noch eine Gabe von leichtlöslicher Phosphorſäure und

ali.
Verſchmelzung im Forſtſamen- und Forfſtpflanzenfach.
Die Deutſche LandwirtſchaftsZeitung“, Berlin, ſchreibt:

Wie wir ſoeben erfahren, wird Herr Erich Pfeil in Rathenow,
welcher ſeit 1887 Leiter der von ſeinem Vater 1868 begrün
deten erſten Waldſamendarre in Rathenow war und ſpä
ter die am 1. Juli 1919 aufgelöſte Firma Schultze und Pfeil
begründete, die Verſchmelzung der beiden ihm gehörigen
Firmen Erich Pfeil, Forſtanſtalt, Rathenow und Conrad
Trumpff, Blankenburg am Harz, zu einer Firma Erich Pfeil,
Forſtanſtalt in Rathenow, am 1. Januar 1921 vornehmen.
Die kaufmänniſche Geſamtleitung der beiden Firmen wird,
um eine einheitliche Geſchäftsführung herbeizuführen, nach
Rathenow verlegt.

Durch dieſe Verſchmelzung zweier großer Firmen des
Forſtſamen und Forſtpflanzenfaches in Norddeutſchland tritt
die Forſtanſtalt von Erich Pfeil an eine der erſten Stellen
im Waldſamenhandel. Die Räume der ſchon im Jahre 1765
begründeten alten, angeſehenen Firma Conrad Trumpff mit
ihren großen Darranſtalten ſtehen nunmehr unbeſchränkt der
Forſtanſtalt Erich Pfeil zur Verfügung. Um den großen
Kundenkreis der Firma Trumpff nach und nach der Firma
Erich Pfeil, Forſtanſtalt, Rathenow, zuzuführen, bleibt die
Firma Trumpff vorläufig beſtehen. Alle Anfragen und Auf
träge werden aber von Rathenow aus bearbeitet. Selbſt
verſtändlich werden alle Einkaufs gelegenheiten der Firma
Conrad Trumpff für Laub- und Nadelholzſamen und Zap
fen in den Harzer Parks und Forſten gründlich wahrge
nommen, ſo daß die Forſtanſtalt Erich Pfeil eine ante Be
zugsquelle für Harzer Forſtſamen bleiben wird. Auch die
bekannten Harzer Vogelkirſchen. welche für die Aufzucht der
Obſtbäume ſo wertkvoll ſind. können weitergeliefert werden.

Die umfangreichen Forſtbaumſchulen der Firma Conrad
Trumpff werden natürlich auch weitergeführt, um den Ab-
nehmern, welche für die bergige Gegend vaſſende Pflanzen
beziehen wollen, gerecht werden zu können.

Der in Kreiſen der Forſtwirtſchaft und auch in forſi
wiſſenſchaftlichen Kreiſen beſtens bekannte und hoch geachtete
Jnhaber beider Firmen welcher 33 Jahre lang im Forſt
ſamenhandel tätig iſt und auch der von der Regierung er
nannten Kommiſſion für den Ein- und Ausfuhrhandel an
gehört, hat mit dieſer Verſchmelzung der beiden angeſehenen
und bewährten Firmen ſein Unternehmen, welches durch
ſtrenge Rechtlichkeit bekannt iſt. erheblich gefördert.

Gewinn Auszug
der

17. Preuß.-Südd. (243. Preuß.) Klaſſen Lotterie
1. Klaſſe 1. Ziehungstag 11. Januar 1921

Aaf Jede gezogene Nammer aind zwei gleleh habe Qevwinne gofelan,
and war je elzer auf le Toso gleleher Nummer in den deläen
J Abtellangen I and II

Ohne Gewähr. Nachdrud verboten.
I der Vormittagezlehung wurden Gewinns tibor 469 Mark n
2 Sewinne zu 80000 M 131736
2 Gewinne zu 65000 M 22906
2 Gewinne zu 8000 M 82492
2 Gewinne zu 1000 M 47604
2 Gowinne u 500 M 171067
2 Gewinne zu 490 M 202107 e e e e22 Gewinne zu 800 M 9411 14414 87490 61922 129881 160000
86 Gewinne zu 200 M 8398 14418 891094 77277 6339165 36706 103885

23277 115446 183168 140404 162997 160614 168520 102444 194587 2024654

In der Nachmittagsziehung wurden Gewinne Uber 159 Mark gesogens
3 Gewinne zu 100000 N 1654866
2 Gewinne zu 400 M 1677650

v n zu 800 M 23218 38485 668908 0016823 1087760 136088 142683
24 Gewinne zu 200 M 34814 80567 47875 49848 3065933 411501 117264

483874 4160140 474400 414268 216666

Nicht die Menge macht's, ſondern die Ausgievigkeit.

Dr. Reppin's Back-Oele
Bittermandel, Zitrone, Rum uſw. werden unter Kontrolle eines ſtaatlich

approbierten Nahrungsmittei-Chemikers hergeſtellt.

Dr. Roppin Co., Leſpe i.
Zu dieſem Zwecke werden vom Freitag, denWahlen

zum Preußiſchen Landtag, Provinziallandtag und

Kreistag.

Die Berichtigung der Wahlkartei der Stadt Merſe
durg muß umgehend erfolgen. Als Grundlage dient
e der letzten Reichstagswahl verwendete Wahl

rtei.
Die wahlberechtigten Einwohner der Stadt, welche

Sei der letzten Reichstagswahl in der Wahlkarte der
tadt Merſeburg aufgenommen waren, haben dem

nach wegen Eintragung in die Wahlkarte nichts zu
veranlaſſen

Nur die wahlberechtigten Einwohner, welche ſeit
Sem 6. Juni 1920 in Merſeburg zugezogen find
lauch ſolche, welche nach dieſem Zeitpunkt von hier
Serzogen und wieder zugezogen ſind) und diejenigen.
welche ſeit dem 6. Juni 1920 das 20. Lebensjahr
vollendet haben bezw. bis Wahltag, am 20. Fe
bruar 1921 vollenden, wollen umgehend ihre Ein
Kragung in die Wahlkartei veranlaſſen

14. Januar ab bis einſchließl. Montag. den 17. Jan.
1921 im Wahlbüro des Magiſtrats, Zimmer Nr 21
entſprechende Vordrucke zur ſchleunigen Ausfüllung
und Rückgabe an das Wahlbüro b ereit gehalten.

Die Abgabe der ausgefüllten Vordrucke hat bis
ſpäteſtens Mittwoch, den 21. Jan. 1921 zu erfol gen.

Bei Abgabe der Vordrucke iſt der polizeiliche
Anmeldeſchein und ein amtlicher Nachweis, aus dem
das Lebensalter hervorgeht, vorzulegen.

Merſeburg, den 13. Januar 10921.

IV. 4367/20. Der Magiſtrat.
ROBERT ScHUMANN

Möbel
gut bürgerlicher und vornehmster Art
Leipzig. Goethestrasse I.

Erhöhung des Einkommens
durch Versicherung von Leibrente bei der

Preußischen Renten-Versicherungs-Anstalt.
Sofort oeginnende gleichbleidende Kente für Männer

beia ntaitisalter 60 55 60 65 70 75
un 7, a S,244 14, 196 IS, 1260

bei längerem Aufschub der Kentenzahlung wesentlich
nöhere Sätze.

Fär Prauen gelten besondere Tarife.
Vermögenswerte Ende 1919: 136 BI. Mark.

Tarite und nähere Auskunft durch: Dr. phil.
Kndolſit sSehubert i. Fa. Gebr. Schwarz Ncht.

in Rerseburg, nleine kitterstrasse 10.

aller repariert ſchnell und gutMähmaschinen Syſteme L. Albrecht, Halleſcheſtr. 190

E Flechtenleiden m

Glänz.Anerk. Nach 3Tagen
Erſolg. Auskunft erteilt
Veriandhaus Weſtfalia,

Errenſchwick, (Weſtf.) 542b

Mödllenes Linne7

sofort zu mieten gesucht.
Näheres an die Geschafts-

stelle dieses Blattes unter
4/21 erbeten.

Settnässen
Befreiung gar. ſof. Alter
u. Geſchlecht angeb. Ausk.
umſ. Verſandhans Weſt
falig Erkenſchwick (Weſtſ.)
542.
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